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Textgegenüberstellung 

Artikel I 

Änderungen des Strafgesetzbuches 

Bisherige Fassung: Vorgeschlagene Fassung: 
§ 20. ... § 20. ... 
(3) Zur Zahlung eines Geldbetrages, den das Gericht in Höhe der eingetretenen Berei-
cherung nach seiner Überzeugung festsetzt, ist der Täter zu verurteilen, dem im zeitli-
chen Zusammenhang mit seiner Mitgliedschaft in einer kriminellen Organisation (§ 
278a) Vermögensvorteile zugeflossen sind, bei denen die Annahme naheliegt, daß sie 
aus strafbaren Handlungen stammen, und deren rechtmäßige Herkunft nicht glaubhaft 
gemacht werden kann. 
... 

(3) Zur Zahlung eines Geldbetrages, den das Gericht in Höhe der eingetretenen Bereiche-
rung nach seiner Überzeugung festsetzt, ist der Täter zu verurteilen, dem im zeitlichen Zu-
sammenhang mit seiner Mitgliedschaft in einer kriminellen Organisation (§ 278a) oder 
einer terroristischen Vereinigung (§ 278b) Vermögensvorteile zugeflossen sind, bei de-
nen die Annahme nahe liegt, daß sie aus strafbaren Handlungen stammen, und deren recht-
mäßige Herkunft nicht glaubhaft gemacht werden kann. 
... 

§ 20b. (1) Vermögenswerte, die der Verfügungsmacht einer kriminellen Organisation (§ 
278a) unterliegen, sind für verfallen zu erklären. 

§ 20b. (1) Vermögenswerte, die der Verfügungsmacht einer kriminellen Organisation (§ 
278a) oder einer terroristischen Vereinigung (§ 278b) unterliegen, sind für verfallen zu 
erklären. 

... ... 
§ 41a. (1) Offenbart der Täter einer nach den §§ 277, 278 oder 278a strafbaren Hand-
lung oder einer strafbaren Handlung, die mit einer solchen Verabredung, Verbindung 
oder Organisation im Zusammenhang steht, einer Strafverfolgungsbehörde sein Wissen 
über Tatsachen, deren Kenntnis wesentlich dazu beiträgt, 
  1. die aus der Verabredung, Verbindung oder Organisation entstandene Gefahr zu be-
seitigen oder erheblich zu vermindern, 
  2. die Aufklärung einer solchen strafbaren Handlung über seinen eigenen Tatbeitrag 
hinaus zu fördern oder 
  3. eine Person auszuforschen, die an einer solchen Verabredung führend teilgenommen 
hat oder in einer solchen Verbindung oder Organisation führend tätig war, so kann ein 
gesetzliches Mindestmaß der Strafe nach Maßgabe des § 41 unterschritten werden, wenn 
dies der Bedeutung der geoffenbarten Tatsachen im Verhältnis zur Schuld des Täters 
entspricht. § 41 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 41a. (1) Offenbart der Täter einer nach den §§ 277, 278, 278a oder 278b strafbaren Hand-
lung oder einer strafbaren Handlung, die mit einer solchen Verabredung, Vereinigung oder 
Organisation im Zusammenhang steht, einer Strafverfolgungsbehörde sein Wissen über 
Tatsachen, deren Kenntnis wesentlich dazu beiträgt, 
  1. die aus der Verabredung, Vereinigung oder Organisation entstandene Gefahr zu beseiti-
gen oder erheblich zu vermindern, 
  2. die Aufklärung einer solchen strafbaren Handlung über seinen eigenen Tatbeitrag hinaus 
zu fördern oder 
  3. eine Person auszuforschen, die an einer solchen Verabredung führend teilgenommen hat 
oder in einer solchen Vereinigung oder Organisation führend tätig war, so kann ein gesetz-
liches Mindestmaß der Strafe nach Maßgabe des § 41 unterschritten werden, wenn dies der 
Bedeutung der geoffenbarten Tatsachen im Verhältnis zur Schuld des Täters entspricht. § 41 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

... ... 
§ 64. (1) Die österreichischen Strafgesetze gelten unabhängig von den Strafgesetzen des 
Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 

§ 64. (1) Die österreichischen Strafgesetze gelten unabhängig von den Strafgesetzen des 
Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 

... ... 
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 9. terroristische Vereinigung (§ 278b) und terroristische Straftaten (§ 278c) sowie da-
mit im Zusammenhang begangene strafbare Handlungen nach den §§ 128 bis 131, 144 
und 145 sowie 223 und 224, wenn 
a) der Täter zur Zeit der Tat Österreicher war oder wenn er die österreichische 
Staatsbürgerschaft später erworben hat und zur Zeit der Einleitung des Strafverfah-
rens noch besitzt, 
b)  der Täter seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, 
c)  die Tat zugunsten einer juristischen Person mit Sitz in Österreich begangen wurde, 
d)  die Tat gegen den Nationalrat, den Bundesrat, die Bundesversammlung, die Bun-
desregierung, einen Landtag, eine Landesregierung, den Verfassungsgerichtshof, den 
Verwaltungsgerichtshof, den Obersten Gerichtshof, sonst ein Gericht oder eine Behör-
de oder gegen die Bevölkerung der Republik Österreich begangen wurde, 
e) die Tat gegen ein Organ der Europäischen Union oder eine gemäß den Verträgen 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften oder dem Vertrag über 
die Europäische Union geschaffene Einrichtung mit Sitz in der Republik Österreich 
begangen wurde oder 
f) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war und seine Überstellung oder Auslieferung 
abgelehnt wird; 
10.Terrorismusfinanzierung (§ 278d), wenn 
a) der Täter zur Zeit der Tat Österreicher war oder wenn er die österreichische 
Staatsbürgerschaft später erworben hat und zur Zeit der Einleitung des Strafverfah-
rens noch besitzt oder 
b) sich der Täter in Österreich aufhält und nicht ausgeliefert werden kann.

 Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem 
 § 118a. (1) Wer sich zu einem Computersystem, über das er nicht oder nicht allein 

verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen widerrechtlich Zugang verschafft, 
indem er spezifische Sicherheitsvorkehrungen überwindet, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

 (2) Unter einem Computersystem sind sowohl einzelne als auch miteinander vernetzte 
oder auf andere Weise verbundene Vorrichtungen zu verstehen, die der automations-
unterstützten Datenverarbeitung dienen. 

 (3) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
Verletzung des Fernmeldegeheimnisses Verletzung des Telekommunikationsgeheimnisses 

  § 119. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten von einer durch 
eine Fernmeldeanlage übermittelten und nicht für ihn bestimmten Mitteilung Kenntnis 

§ 119. (1) Wer eine Nachricht, die nicht zu seiner Kenntnisnahme bestimmt ist und im 
Wege einer Telekommunikation (§ 3 Z 13 TKG) oder eines Computersystems (§ 118a 



- 3 - 

zu verschaffen, eine Vorrichtung an einer Fernmeldeanlage anbringt oder sonst emp-
fangsbereit macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
360 Tagessätzen zu bestrafen.  
(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Vorrichtung, die an einer Fernmeldeanlage ange-
bracht oder sonst empfangsbereit gemacht worden ist, in der im Abs. 1 bezeichneten 
Absicht benützt. 

Abs. 2) übermittelt oder empfangen wird, in der Absicht, sich oder einem anderen 
Unbefugten Kenntnis von ihrem Inhalt zu verschaffen, abhört, aufzeichnet, abfängt 
oder sonst überwacht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis 
zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Der Täter ist nur auf Verlangen des Verletzten zu verfolgen. Wird die Tat jedoch von 
einem Beamten in Ausübung seines Amtes oder unter Ausnützung der ihm durch seine 
Amtstätigkeit gebotenen Gelegenheit begangen, so hat der öffentliche Ankläger den 
Täter mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 

Datenbeschädigung Beschädigung von Daten oder Computersystemen 
§ 126a. (1) Wer einen anderen dadurch schädigt, daß er automationsunterstützt verarbei-
tete, übermittelte oder überlassene Daten, über die er nicht oder nicht allein verfügen 
darf, verändert, löscht oder sonst unbrauchbar macht oder unterdrückt, ist mit Freiheits-
strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

§ 126a. (1) Wer einen anderen dadurch schädigt, dass er automationsunterstützt verarbeitete, 
übermittelte oder überlassene Daten,  über die er nicht oder nicht allein verfügen darf, ver-
ändert, löscht oder sonst unbrauchbar macht oder unterdrückt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

 (2) Wer die Funktionsfähigkeit eines Computersystems (§ 118a Abs. 2), über das er 
nicht oder nicht allein verfügen darf, in erheblichem Ausmaß dadurch stört, dass er 
Daten eingibt, übermittelt, löscht, verändert oder sonst unbrauchbar macht oder un-
terdrückt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Ta-
gessätzen zu bestrafen. 

(2) Unter Daten im Sinn des Abs. 1 sind sowohl personenbezogene und nicht personen-
bezogene Daten als auch Programme zu verstehen. 

(3) Unter Daten im Sinn der Abs. 1 und 2 sind sowohl personenbezogene und nicht perso-
nenbezogene Daten als auch Programme zu verstehen. 

 (3) Wer durch die Tat an den Daten einen 2 000 Euro übersteigenden Schaden herbei-
führt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessät-
zen, wer einen 40 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(4) Wer durch die Tat an den Daten einen 2 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen, wer 
einen 40 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 Missbrauch von Computerprogrammen oder Zugangsdaten 
 § 126b. Wer 

1. ein Computerprogramm, das hauptsächlich zur Begehung eines widerrechtlichen 
Zugriffs auf ein Computersystem (§ 118a), einer Verletzung des Telekommunikations-
geheimnisses (§ 119) oder einer Beschädigung von Daten oder Computersystemen 
(§ 126a) geschaffen oder adaptiert worden ist, oder eine vergleichbare solche Vorrich-
tung oder 
2. ein Computerpasswort, einen Zugangscode oder vergleichbare Daten, die den 
Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil davon ermöglichen, 
mit dem Vorsatz herstellt, einführt, vertreibt, veräußert oder sonst zugänglich macht, 
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dass sie zur Begehung einer der in Z 1 genannten strafbaren Handlungen gebraucht 
werden, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Gewerbsmäßiger Diebstahl und Bandendiebstahl Gewerbsmäßiger Diebstahl und Diebstahl im Rahmen 
einer kriminellen Vereinigung

§ 130. Wer einen Diebstahl gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande unter Mitwir-
kung (§ 12) eines anderen Bandenmitglieds begeht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Wer einen schweren Diebstahl (§ 128) oder 
einen Diebstahl durch Einbruch oder mit Waffen (§ 129) in der Absicht begeht, sich 
durch die wiederkehrende Begehung der Tat eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen, 
ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

§ 130. Wer einen Diebstahl gewerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen Vereini-
gung unter Mitwirkung (§ 12) eines anderen Mitglieds dieser Vereinigung begeht, ist 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Wer einen schweren 
Diebstahl (§ 128) oder einen Diebstahl durch Einbruch oder mit Waffen (§ 129) in der Ab-
sicht begeht, sich durch die wiederkehrende Begehung der Tat eine fortlaufende Einnahme 
zu verschaffen, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Schwerer Raub Schwerer Raub 
§ 143. Wer einen Raub als Mitglied einer Bande unter Mitwirkung (§ 12) eines anderen 
Bandenmitglieds begeht oder wer einen Raub unter Verwendung einer Waffe verübt, ist 
mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. Ebenso ist der Täter zu 
bestrafen, wenn durch die ausgeübte Gewalt jemand schwer verletzt wird (§ 84 Abs. 1). 
Hat die Gewaltanwendung jedoch eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen (§ 
85) zur Folge, ist der Täter mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren, hat sie 
aber den Tod eines Menschen zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig 
Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

§ 143. Wer einen Raub als Mitglied einer kriminellen Vereinigung unter Mitwirkung (§ 
12) eines anderen Mitglieds dieser Vereinigung begeht oder wer einen Raub unter Ver-
wendung einer Waffe verübt, ist mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu be-
strafen. Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn durch die ausgeübte Gewalt jemand schwer 
verletzt wird (§ 84 Abs. 1). Hat die Gewaltanwendung jedoch eine Körperverletzung mit 
schweren Dauerfolgen (§ 85) zur Folge, ist der Täter mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu 
zwanzig Jahren, hat sie aber den Tod eines Menschen zur Folge, mit Freiheitsstrafe von 
zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

Schwerer Betrug Schwerer Betrug 
§ 147. (1) Wer einen Betrug begeht, indem er zur Täuschung 
1. eine falsche oder verfälschte Urkunde, ein anderes solches Beweismittel oder ein 
unrichtiges Meßgerät benützt,  
... 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 147. (1) Wer einen Betrug begeht, indem er zur Täuschung 
1. eine falsche oder verfälschte Urkunde, falsche oder verfälschte Daten, ein anderes sol-
ches Beweismittel oder ein unrichtiges Messgerät benützt, 
... 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

Betrügerischer Datenverarbeitungsmißbrauch Betrügerischer Datenverarbeitungsmißbrauch 
 § 148a.  (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten unrechtmäßig zu bereichern, 
einen anderen dadurch am Vermögen schädigt, daß er das Ergebnis einer 
automationsunterstützten Datenverarbeitung durch Gestaltung des Programms, durch 
Eingabe, Veränderung oder Löschung von Daten (§ 126a Abs. 2) oder sonst durch 
Einwirkung auf den Ablauf des Verarbeitungsvorgangs beeinflußt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
. 

 § 148a.  (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten unrechtmäßig zu bereichern, 
einen anderen dadurch am Vermögen schädigt, daß er das Ergebnis einer automationsunter-
stützten Datenverarbeitung durch Gestaltung des Programms, durch Eingabe, Veränderung, 
Löschung oder Unterdrückung von Daten (§ 126a Abs. 2) oder sonst durch Einwirkung 
auf den Ablauf des Verarbeitungsvorgangs beeinflußt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 

...  ... 
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Geldwäscherei Geldwäscherei 
§ 165. (1) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einem Vergehen 
nach den §§ 304 bis 308 oder einem in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden Finanz-
vergehen des Schmuggels oder der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben 
eines anderen herrühren, verbirgt oder ihre Herkunft verschleiert, insbesondere, indem er 
im Rechtsverkehr über den Ursprung oder die wahre Beschaffenheit dieser Vermögens-
bestandteile, das Eigentum oder sonstige Rechte an ihnen, die Verfügungsbefugnis über 
sie, ihre Übertragung oder darüber, wo sie sich befinden, falsche Angaben macht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestra-
fen. 
 
 

§ 165. (1) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einer strafbaren Hand-
lung gegen die Zuverlässigkeit von Urkunden und Beweiszeichen, gegen die Staatsge-
walt, nach § 278d oder gegen die Rechtspflege, einem Vergehen nach den §§ 278 oder 
304 bis 308 oder einem in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden Finanzvergehen des 
Schmuggels oder der Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben eines anderen 
herrühren, verbirgt oder ihre Herkunft verschleiert, insbesondere, indem er im Rechtsver-
kehr über den Ursprung oder die wahre Beschaffenheit dieser Vermögensbestandteile, das 
Eigentum oder sonstige Rechte an ihnen, die Verfügungsbefugnis über sie, ihre Übertragung 
oder darüber, wo sie sich befinden, falsche Angaben macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

... ... 
(3) Wer die Tat in bezug auf einen 40 000 Euro übersteigenden Wert oder als Mitglied 
einer Bande begeht, die sich zur fortgesetzten Geldwäscherei verbunden hat, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
... 

(3) Wer die Tat in bezug auf einen 40 000 Euro übersteigenden Wert oder als Mitglied einer 
kriminellen Vereinigung  begeht, die sich zur fortgesetzten Geldwäscherei verbunden hat, 
ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
... 

vgl. § 278a Abs. 2  (5) Wer wissentlich Bestandteile des Vermögens einer kriminellen Organisation 
(§ 278a) oder einer terroristischen Vereinigung (§ 278b) in deren Auftrag oder Interes-
se an sich bringt, verwahrt, anlegt, verwaltet, umwandelt, verwertet oder einem Drit-
ten überträgt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer die Tat in bezug auf einen 
40 000 Euro übersteigenden Wert begeht, mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen. 

Begehung im Familienkreis Begehung im Familienkreis 

§ 166. (1) Wer eine Sachbeschädigung, eine Datenbeschädigung, einen Diebstahl mit 
Ausnahme der in den §§ 129 Z 4, 131 genannten Fälle, eine Entziehung von Energie, 
eine Veruntreuung, eine Unterschlagung, eine dauernde Sachentziehung, einen Eingriff 
in fremdes Jagd- oder Fischereirecht mit Ausnahme der in den §§ 138 Z 2 und 3, 140 
genannten Fälle, einen Betrug, einen betrügerischen Datenverarbeitungsmißbrauch, eine 
Untreue, eine Geschenkannahme durch Machthaber oder eine Hehlerei zum Nachteil 
seines Ehegatten, eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder seiner 
Schwester oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen begeht, sofern er mit diesem in 
Hausgemeinschaft lebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe 
bis zu 180 Tagessätzen, wenn die Tat jedoch sonst mit einer Freiheitsstrafe bedroht 
wäre, die drei Jahre erreicht oder übersteigt, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Ein Vormund, Kurator oder 

§ 166. (1) Wer eine Sachbeschädigung, eine Beschädigung von Daten oder Computersys-
temen, einen Diebstahl mit Ausnahme der in den §§ 129 Z 4, 131 genannten Fälle, eine 
Entziehung von Energie, eine Veruntreuung, eine Unterschlagung, eine dauernde Sachent-
ziehung, einen Eingriff in fremdes Jagd- oder Fischereirecht mit Ausnahme der in den §§ 
138 Z 2 und 3, 140 genannten Fälle, einen Betrug, einen betrügerischen Datenverarbei-
tungsmißbrauch, eine Untreue, eine Geschenkannahme durch Machthaber oder eine Hehle-
rei zum Nachteil seines Ehegatten, eines Verwandten in gerader Linie, seines Bruders oder 
seiner Schwester oder zum Nachteil eines anderen Angehörigen begeht, sofern er mit die-
sem in Hausgemeinschaft lebt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstra-
fe bis zu 180 Tagessätzen, wenn die Tat jedoch sonst mit einer Freiheitsstrafe bedroht wäre, 
die drei Jahre erreicht oder übersteigt, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Ein Vormund, Kurator oder Sachwalter, der 
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Sachwalter, der zum Nachteil desjenigen handelt, für den er bestellt worden ist, wird 
jedoch nicht begünstigt. 

zum Nachteil desjenigen handelt, für den er bestellt worden ist, wird jedoch nicht begüns-
tigt. 

... ... 
Tätige Reue Tätige Reue 

§ 167. (1) Die Strafbarkeit wegen Sachbeschädigung, Datenbeschädigung, Diebstahls, 
Entziehung von Energie, Veruntreuung, Unterschlagung, dauernder Sachentziehung, 
Eingriffs in fremdes Jagd- oder Fischereirecht, Entwendung, Betrugs, betrügerischen 
Datenverarbeitungsmißbrauchs, Erschleichung einer Leistung, Notbetrugs, Untreue, 
Geschenkannahme durch Machthaber, Förderungsmißbrauchs, Wuchers, betrügerischer 
Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines Gläubigers, grob fahrlässiger 
Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen, Vollstreckungsvereitelung und Hehlerei wird 
durch tätige Reue aufgehoben. 

§ 167. (1) Die Strafbarkeit wegen Sachbeschädigung, Beschädigung von Daten oder 
Computersystemen, Diebstahls, Entziehung von Energie, Veruntreuung, Unterschlagung, 
dauernder Sachentziehung, Eingriffs in fremdes Jagd- oder Fischereirecht, Entwendung, 
Betrugs, betrügerischen Datenverarbeitungsmißbrauchs, Erschleichung einer Leistung, Not-
betrugs, Untreue, Geschenkannahme durch Machthaber, Förderungsmißbrauchs, Wuchers, 
betrügerischer Krida, Schädigung fremder Gläubiger, Begünstigung eines Gläubigers, grob 
fahrlässiger Beeinträchtigung von Gläubigerinteressen, Vollstreckungsvereitelung und Heh-
lerei wird durch tätige Reue aufgehoben. 

... ... 
Pornographische Darstellungen mit Unmündigen Pornographische Darstellungen mit Unmündigen 

§ 207a. ... § 207a. ... 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die im Abs. 1 bezeichnete 
Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande begeht. 
... 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die im Abs. 1 bezeichnete Tat 
gewerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 
... 

Zuhälterei Zuhälterei 
§ 216. ... § 216. ... 
(3) Wer eine nach den vorstehenden Bestimmungen mit Strafe bedrohte Handlung als 
Mitglied einer Bande begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
 
... 

(3) Wer eine nach den vorstehenden Bestimmungen mit Strafe bedrohte Handlung als Mit-
glied einer kriminellen Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen. 
... 

Tierquälerei Tierquälerei 
§ 222. (1) Wer ein Tier roh mißhandelt oder ihm unnötige Qualen zufügt, ist mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 

§ 222. (1) Wer ein Tier  
1. roh misshandelt oder ihm unnötige Qualen zufügt, 
2. aussetzt, obwohl es in der Freiheit zu leben unfähig ist, 
3. mit dem Vorsatz, dass ein Tier Qualen erleide, auf ein anderes Tier hetzt oder 
4. ohne vernünftigen Grund tötet, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

  
  (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer, wenn auch nur fahrlässig, im Zusammenhang mit der (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer, wenn auch nur fahrlässig, im Zusammenhang mit der Be-
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Beförderung einer größeren Zahl von Tieren diese dadurch, daß er Fütterung oder Trän-
ke unterläßt, oder auf andere Weise längere Zeit hindurch einem qualvollen Zustand 
aussetzt. 

förderung mehrerer Tiere diese dadurch, dass er Fütterung oder Tränke unterlässt, oder auf 
andere Weise längere Zeit hindurch einem qualvollen Zustand aussetzt. 

 Fälschung von Computerdaten 
 § 225a. Wer durch Eingabe, Veränderung, Löschung oder Unterdrückung von Daten 

falsche Daten (§ 126a Abs. 3) mit dem Vorsatz herstellt oder echte Daten (§ 126a 
Abs. 3) mit dem Vorsatz verfälscht, dass sie im Rechtsverkehr zum Beweis eines Rech-
tes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache gebraucht werden, ist mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

Tätige Reue Tätige Reue 
§ 226. (1) Nach den §§ 223 bis 225 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor die fal-
sche oder verfälschte Urkunde oder die mit dem nachgemachten oder verfälschten öf-
fentlichen Beglaubigungszeichen versehene oder die einem öffentlichen Beglaubigungs-
zeichen unterschobene oder die nach Anbringung eines solchen Zeichens wesentlich 
veränderte Sache im Rechtsverkehr gebraucht worden ist, durch Vernichtung der Ur-
kunde oder des Beglaubigungszeichens oder auf andere Art die Gefahr beseitigt, dass die 
Urkunde oder die Sache in der in den §§ 223 bis 225 bezeichneten Weise gebraucht 
werde. 

§ 226. (1) Nach den §§ 223 bis 225a ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor die falsche 
oder verfälschte Urkunde, die mit dem nachgemachten oder verfälschten öffentlichen Be-
glaubigungszeichen versehene oder die einem öffentlichen Beglaubigungszeichen unter-
schobene oder die nach Anbringung eines solchen Zeichens wesentlich veränderte Sache 
oder die falschen oder verfälschten Daten im Rechtsverkehr gebraucht worden sind, 
durch Vernichtung der Urkunde, des Beglaubigungszeichens oder der Daten oder auf ande-
re Art die Gefahr beseitigt, dass die Urkunde, die Sache oder die Daten in der in den §§ 
223 bis 225a bezeichneten Weise gebraucht werden. 

... ... 
Bandenbildung Kriminelle Vereinigung 

§ 278. (1) Wer sich mit zwei oder mehreren anderen mit dem Vorsatz verbindet, daß von 
einem oder mehreren Mitgliedern dieser Verbindung fortgesetzt Morde (§ 75) oder an-
dere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und Leben, erpresserische Entführungen (§ 
102), Überlieferungen an eine ausländische Macht (§ 103), Sklavenhandel (§ 104), 
Raubüberfälle (§ 142), Erpressungen (§ 144), Geldwäscherei (§ 165), gemeingefährliche 
strafbare Handlungen nach den §§ 169, 171, 173, 176, 177a, 177b, 185 oder 186 oder 
Menschenhandel (§ 217), strafbare Handlungen gegen die Sicherheit des Verkehrs mit 
Geld, Wertpapieren und Wertzeichen (§§ 232 bis 239), nicht nur geringfügige Sachbe-
schädigungen, Diebstähle oder Betrügereien oder nach den §§ 28 Abs. 2 bis 5 oder 31 
Abs. 2 des Suchtmittelgesetzes oder nach § 104 Abs. 2 bis 5 des Fremdengesetzes  straf-
bare Handlungen ausgeführt werden, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestra-
fen. 

§ 278.  (1) Wer eine kriminelle Vereinigung gründet oder sich an einer solchen als 
Mitglied beteiligt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
(2) Eine kriminelle Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zusammenschluss 
von mehr als zwei Personen, die gemeinsam mit dem Ziel vorgehen, ein oder mehrere 
Verbrechen, andere erhebliche Gewalttaten gegen Leib und Leben, nicht nur gering-
fügige Sachbeschädigungen, Diebstähle oder Betrügereien, Vergehen nach den §§ 165, 
177b, 233 bis 239, 269, 288, 289, 293, 295, 304 oder 307 oder Schlepperei  zu begehen. 

(2) Hat die Verbindung zu keiner strafbaren Handlung der geplanten Art geführt, 
so ist kein Mitglied dieser Verbindung zu bestrafen, wenn sich die Verbindung 
freiwillig auflöst oder sich sonst aus ihrem Verhalten ergibt, daß sie ihr Vorhaben 
freiwillig aufgegeben hat. Ferner ist wegen Bandenbildung nicht zu bestrafen, 
wer freiwillig von der Verbindung zurücktritt, bevor eine Tat der geplanten Art 
ausgeführt oder versucht worden ist; wer an der Verbindung führend teilge-

(3) Hat die Vereinigung zu keiner strafbaren Handlung der geplanten Art geführt, so ist 
kein Mitglied zu bestrafen, wenn sich die Vereinigung freiwillig auflöst oder sich sonst aus 
ihrem Verhalten ergibt, dass sie ihr Vorhaben freiwillig aufgegeben hat. Ferner ist wegen 
krimineller Vereinigung nicht zu bestrafen, wer freiwillig von der Vereinigung zurück-
tritt, bevor eine Tat der geplanten Art ausgeführt oder versucht worden ist; wer an der Ver-
einigung führend teilgenommen hat, jedoch nur dann, wenn er freiwillig durch Mitteilung 
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nommen hat, jedoch nur dann, wenn er freiwillig durch Mitteilung an die Behörde 
(§ 151 Abs. 3) oder auf andere Art bewirkt, daß die aus der Verbindung entstan-
dene Gefahr beseitigt wird. 

an die Behörde (§ 151 Abs. 3) oder auf andere Art bewirkt, dass die aus der Vereinigung 
entstandene Gefahr beseitigt wird. 

Kriminelle Organisation Kriminelle Organisation 
§ 278a. (1) Wer eine auf längere Zeit angelegte unternehmensähnliche Verbindung einer 
größeren Zahl von Personen gründet oder sich an einer solchen Verbindung als Mitglied 
beteiligt, 
 1. die, wenn auch nicht ausschließlich, auf die wiederkehrende und geplante Begehung 
schwerwiegender strafbarer Handlungen, die das Leben, die körperliche Unversehrtheit, 
die Freiheit oder das Vermögen bedrohen, oder schwerwiegender strafbarer Handlungen 
im Bereich der sexuellen Ausbeutung von Menschen, der Schlepperei oder des unerlaub-
ten Verkehrs mit Kampfmitteln, Kernmaterial und radioaktiven Stoffen, gefährlichen 
Abfällen, Falschgeld oder Suchtmitteln ausgerichtet ist, 
 2. die dadurch eine Bereicherung in großem Umfang oder erheblichen Einfluß auf Poli-
tik oder Wirtschaft anstrebt und 
  3. die andere zu korrumpieren oder einzuschüchtern oder sich auf besondere Weise 
gegen Strafverfolgungsmaßnahmen abzuschirmen sucht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. § 278 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 278a. Wer eine auf längere Zeit angelegte unternehmensähnliche Verbindung einer größe-
ren Zahl von Personen gründet oder sich an einer solchen Verbindung als Mitglied beteiligt, 
1. die, wenn auch nicht ausschließlich, auf die wiederkehrende und geplante Begehung 
schwerwiegender strafbarer Handlungen, die das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die 
Freiheit oder das Vermögen bedrohen, oder schwerwiegender strafbarer Handlungen im 
Bereich der sexuellen Ausbeutung von Menschen, der Schlepperei oder des unerlaubten 
Verkehrs mit Kampfmitteln, Kernmaterial und radioaktiven Stoffen, gefährlichen Abfällen, 
Falschgeld oder Suchtmitteln ausgerichtet ist, 
2. die dadurch eine Bereicherung in großem Umfang oder erheblichen Einfluß auf Politik 
oder Wirtschaft anstrebt und 
3. die andere zu korrumpieren oder einzuschüchtern oder sich auf besondere Weise gegen 
Strafverfolgungsmaßnahmen abzuschirmen sucht, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. § 278 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

(2) Wer wissentlich Bestandteile des Vermögens einer kriminellen Organisation (Abs. 1) 
in deren Auftrag oder Interesse an sich bringt, verwahrt, anlegt, verwaltet, umwandelt, 
verwertet oder einem Dritten überträgt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer die 
Tat in bezug auf einen 40 000 Euro übersteigenden Wert begeht, mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. § 165a gilt entsprechend. 

(2) entfällt (vgl. § 165 Abs. 5) 

 Terroristische Vereinigung 
 § 278b. (1) Wer eine terroristische Vereinigung (Abs. 3) anführt, ist mit Freiheitsstrafe 

von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. Wer eine terroristische Vereinigung 
anführt, die sich auf die Drohung mit terroristischen Straftaten (§ 278c Abs. 1) be-
schränkt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 (2) Wer sich an den Aktivitäten einer terroristischen Vereinigung durch die Bereitstel-
lung von Informationen, materiellen oder finanziellen Mitteln oder auf andere Weise 
in dem Wissen beteiligt, dass er dadurch zu den strafbaren Handlungen der Vereini-
gung beiträgt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

 (3) Eine terroristische Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zusammen-
schluss von mehr als zwei Personen, die in Verabredung handeln, terroristische Straf-
taten (§ 278c) zu begehen. 

 Terroristische Straftaten 
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 § 278c.  (1) Terroristische Straftaten sind 
  1. Mord (§75), 
  2. Körperverletzung (§§ 83 bis 87), 
  3. erpresserische Entführung (§ 102), 
  4. schwere Nötigung (§ 106), 
  5. gefährliche Drohung (§ 107), 
  6.schwere Sachbeschädigung (§ 126) und Beschädigung von Daten oder Computer-
systemen (§ 126 a), wenn dadurch eine Gefahr für das Leben eines anderen  oder für 
fremdes Eigentum in großem Ausmaß entstehen kann, 
  7. vorsätzliche Gemeingefährdungsdelikte (§§ 169, 171, 173, 175, 176, 177a, 177b, 
178), 
  8. Luftpiraterie (§ 185), 
  9. vorsätzliche Gefährdung der Sicherheit der Luftfahrt (§ 186) oder 
10. eine nach § 50 des Waffengesetzes 1996 oder § 7 des Kriegsmaterialgesetzes straf-
bare Handlung, 
wenn die Tat geeignet ist, eine schwere oder längere Zeit anhaltende Störung des öf-
fentlichen Lebens oder eine schwere Schädigung des Wirtschaftslebens herbeizufüh-
ren, und mit dem Vorsatz begangen wird, die Bevölkerung auf schwerwiegende Weise 
einzuschüchtern, öffentliche Stellen oder eine internationale Organisation zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nötigen oder die politischen, verfassungs-
rechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Staates oder einer 
internationalen Organisation ernsthaft zu erschüttern oder zu zerstören. 

 (2) Wer eine terroristische Straftat im Sinn des Abs. 1 begeht, ist nach dem auf die 
dort genannte Tat anwendbaren Gesetz zu bestrafen, wobei das Höchstmaß der jeweils 
angedrohten Strafe um die Hälfte, höchstens jedoch auf zwanzig Jahre, hinaufgesetzt 
wird. 

 (3) Die Tat gilt nicht als terroristische Straftat, wenn sie auf die Herstellung oder Wie-
derherstellung demokratischer und rechtsstaatlicher Verhältnisse oder die Ausübung 
oder Wahrung grundlegender Menschenrechte gerichtet ist. 

 Terrorismusfinanzierung 
  § 278d. (1) Wer finanzielle Mittel mit dem Vorsatz bereitstellt oder sammelt, dass sie, 

wenn auch nur zum Teil, zur Ausführung 
1. einer Luftpiraterie (§ 185) oder einer vorsätzlichen Gefährdung der Sicherheit der 
Luftfahrt (§ 186), 
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2. einer erpresserischen Entführung (§ 102) oder einer Drohung damit, 
3. eines Angriffs auf Leib, Leben oder Freiheit einer völkerrechtlich geschützten Per-
son oder eines gewaltsamen Angriffs auf eine Wohnung, einen Dienstraum oder ein 
Beförderungsmittel einer solchen Person, der geeignet ist, Leib, Leben oder Freiheit 
dieser Person zu gefährden, oder einer Drohung damit, 
4. einer vorsätzlichen Gefährdung durch Kernenergie oder ionisierende Strahlen 
(§171), einer Drohung damit, eines unerlaubten Umgangs mit Kernmaterial oder ra-
dioaktiven Stoffen (§ 177b), einer sonstigen strafbaren Handlung zur Erlangung von 
Kernmaterial oder radioaktiven Stoffen oder einer Drohung mit der Begehung eines 
Diebstahls oder Raubes von Kernmaterial oder radioaktiven Stoffen, um einen ande-
ren zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nötigen, 
5. eines erheblichen Angriffs auf Leib oder Leben eines anderen auf einem Flughafen, 
der der internationalen Zivilluftfahrt dient, einer Zerstörung oder erheblichen Be-
schädigung eines solchen Flughafens oder eines darauf befindlichen Luftfahrzeugs 
oder einer Unterbrechung der Dienste des Flughafens, sofern die Tat unter Verwen-
dung einer Waffe oder sonstigen Vorrichtung begangen wird und geeignet ist, die Si-
cherheit auf dem Flughafen zu gefährden, 
6. einer strafbaren Handlung, die auf eine in den §§ 185 oder 186 geschilderte Weise 
gegen ein Schiff oder eine feste Plattform, gegen eine Person, die sich an Bord eines 
Schiffes oder auf einer festen Plattform befindet, gegen die Ladung eines Schiffes oder 
eine Schifffahrtseinrichtung begangen wird, 
7. der Beförderung eines Sprengsatzes oder einer anderen tödlichen Vorrichtung an 
einen öffentlichen Ort, zu einer staatlichen oder öffentlichen Einrichtung, einem öf-
fentlichen Verkehrssystem oder einer Versorgungseinrichtung oder des Einsatzes sol-
cher Mittel mit dem Ziel, den Tod oder eine schwere Körperverletzung eines anderen 
oder eine weitgehende Zerstörung des Ortes, der Einrichtung oder des Systems zu 
verursachen, sofern die Zerstörung geeignet ist, einen erheblichen wirtschaftlichen 
Schaden herbeizuführen,   
8. einer strafbaren Handlung, die den Tod oder eine schwere Körperverletzung einer 
Zivilperson oder einer anderen Person, die in einem bewaffneten Konflikt nicht aktiv 
an den Feindseligkeiten teilnimmt, herbeiführen soll, wenn diese Handlung auf Grund 
ihres Wesens oder der Umstände darauf abzielt, eine Bevölkerungsgruppe einzu-
schüchtern oder eine Regierung oder eine internationale Organisation zu einem Tun 
oder Unterlassen zu nötigen, 
verwendet werden, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. Die Strafe darf jedoch nach Art und Maß nicht strenger sein, als sie das 
Gesetz für die finanzierte Tat androht. 
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 (2) Der Täter ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, wenn die Tat nach einer anderen Be-
stimmung mit strengerer Strafe bedroht ist. 

Verbotene Veröffentlichung Verbotene Veröffentlichung 
§ 301. ... § 301. ... 
(3) Wer auf eine im Abs. 1 bezeichnete Weise eine Mitteilung über den Inhalt von Auf-
nahmen, Bildern oder schriftlichen Aufzeichnungen aus der Überwachung eines Fern-
meldeverkehrs oder aus einer optischen oder akustischen Überwachung von Personen 
unter Verwendung technischer Mittel veröffentlicht, ist, wenn nicht zuvor 
entsprechende Bilder oder schriftliche Aufzeichnungen zum Akt genommen wurden (§ 
149m Abs. 2 StPO), mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Wer auf eine im Abs. 1 bezeichnete Weise eine Mitteilung über den Inhalt von Aufnah-
men, Bildern oder schriftlichen Aufzeichnungen aus der Überwachung einer Telekommu-
nikation oder aus einer optischen oder akustischen Überwachung von Personen unter Ver-
wendung technischer Mittel veröffentlicht, ist, wenn nicht zuvor 
entsprechende Bilder oder schriftliche Aufzeichnungen zum Akt genommen wurden (§ 
149m Abs. 2 StPO), mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Neutralitätsgefährdung Verbotene Unterstützung von Parteien bewaffneter Konflikte 
§ 320. (1) Wer wissentlich im Inland während eines Krieges oder eines bewaffneten 
Konfliktes, an denen die Republik Österreich nicht beteiligt ist, oder bei unmittelbar 
drohender Gefahr eines solchen Krieges oder Konfliktes für eine der Parteien 

§ 320. (1) Wer wissentlich im Inland während eines Krieges oder eines bewaffneten Kon-
fliktes, an denen die Republik Österreich nicht beteiligt ist, oder bei unmittelbar drohender 
Gefahr eines solchen Krieges oder Konfliktes für eine der Parteien 

... 
3. Kampfmittel entgegen den bestehenden Vorschriften aus dem Inland ausführt oder 
durch das Inland durchführt, 
... 
5. eine militärische Nachricht übermittelt oder zu diesem Zweck eine Fernmeldeanlage 
errichtet oder gebraucht, 
ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

... 
3. Kampfmittel entgegen den bestehenden Vorschriften aus dem Inland ausführt, durch das 
Inland durchführt oder vermittelt, 
... 
5. unbefugt eine militärische Nachricht übermittelt oder zu diesem Zweck eine Fernmelde-
anlage errichtet oder gebraucht,  
ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(2) Abs. 1 ist in den Fällen nicht anzuwenden, in denen 
1. der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen als Organ der kollektiven Sicherheit das 
Vorliegen einer Bedrohung des Friedens, eines Friedensbruches oder einer Angriffs-
handlung feststellt und militärische Maßnahmen nach Kapitel VII der Satzung der Ver-
einten Nationen zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit beschließt, 
2. Maßnahmen der Friedenssicherung einschließlich der Förderung der Demokratie, der 
Rechtsstaatlichkeit und des Schutzes der Menschenrechte im Rahmen der Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) getroffen werden oder 
3. ein Beschluß des Rates der Europäischen Union, gegen den Österreich nicht gestimmt 
hat, auf Grund des Titels V des Vertrages über die Europäische Union in der Fassung 
des Vertrages von Amsterdam nach Maßgabe des Artikels 23f des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 durchgeführt wird.

(2) Abs. 1 ist in den Fällen nicht anzuwenden, in denen 
1. ein Beschluss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, 
2. ein Beschluss im Rahmen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE), 
3. ein Beschluss auf Grund des Titels V des Vertrages über die Europäische Union 
oder 
4. eine sonstige Friedensoperation entsprechend den Grundsätzen der Satzung der 
Vereinten Nationen, wie etwa Maßnahmen zur Abwendung einer humanitären Ka-
tastrophe oder zur Unterbindung schwerer und systematischer Menschenrechtsverlet-
zungen, im Rahmen einer internationalen Organisation 
durchgeführt wird.
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Artikel II 

Änderungen der Strafprozeßordnung 1975 
§ 45. (1) ... 
(2) ... 
(3) Der verhaftete Beschuldigte darf sich mit seinem Verteidiger ohne Beisein einer 
Gerichtsperson besprechen. Ist der Beschuldigte aber auch oder ausschließlich wegen 
Verdunkelungsgefahr in Haft, so kann der Untersuchungsrichter selbst bis zur Mittei-
lung der Anklageschrift der Besprechung mit dem Verteidiger zum Zweck der Über-
wachung des Gesprächsinhaltes beiwohnen  
1. während der ersten vierzehn Tage der gerichtlichen Haft, es sei denn, daß anzuneh-
men ist, eine als Folge der Besprechung eintretende Beeinträchtigung von Beweismit-
teln sei auszuschließen, oder  
2. wenn auf Grund besonderer Umstände zu befürchten ist, die Besprechung mit dem 
Verteidiger werde sonst zu einer Beeinträchtigung von Beweismitteln führen, und die 
Überwachung mit Beschluß angeordnet worden ist. 
(4) .... 

§ 45. (1) ... 
(2) ... 
(3) Der verhaftete Beschuldigte darf sich mit seinem Verteidiger ohne Beisein einer Ge-
richtsperson besprechen. Ist der Beschuldigte aber auch oder ausschließlich wegen Ver-
dunkelungsgefahr in Haft, so kann der Untersuchungsrichter selbst bis zur Mitteilung der 
Anklageschrift der Besprechung mit dem Verteidiger zum Zweck der Überwachung des 
Gesprächsinhaltes beiwohnen, wenn über die Haftgründe hinaus auf Grund besonderer 
Umstände zu befürchten ist, die Besprechung mit dem Verteidiger werde sonst zu einer 
Beeinträchtigung von Beweismitteln führen, und die Überwachung mit Beschluss ange-
ordnet worden ist. 
 
 
 
(4) ... 

 § 83a. Von der Beendigung des Strafverfahrens durch Einstellung (§§ 90b, 109, 213 
Abs. 1, 227, 451 Abs. 2 und 486 Abs. 3) oder durch Freispruch ist jene Sicherheits-
behörde oder Sicherheitsdienststelle zu verständigen, welche die Anzeige erstattet 
hat. 

 § 118a. (1) Bei der Wahl von Sachverständigen und der Bestimmung des Umfangs 
ihres Auftrages ist nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit vorzugehen. 
(2) Von der Bestellung eines Sachverständigen ist insoweit abzusehen, als dies offen-
kundig außer Verhältnis zum Gewicht der Strafsache und zu dem zu erwartenden 
Erkenntnisgewinn für die Aufklärung des Tatverdachts steht, es sei denn, dass die 
Beiziehung eines Sachverständigen wegen des besonderen öffentlichen Interesses an 
einer bestimmten Untersuchung dennoch geboten erscheint. 
(3) Nach Abs. 1 und 2 darf nur vorgegangen werden, soweit dadurch nicht die 
Grundsätze eines die Verteidigung sichernden, fairen Strafverfahrens beeinträchtigt 
werden. 
 

§ 144a. (1) Besteht der Verdacht der unrechtmäßigen Bereicherung und ist anzuneh-
men, daß diese Bereicherung nach § 20 StGB abgeschöpft werden wird, oder besteht 
der Verdacht, daß Vermögenswerte der Verfügungsmacht einer kriminellen Organisa-

§ 144a. (1) Besteht der Verdacht der unrechtmäßigen Bereicherung und ist anzunehmen, 
daß diese Bereicherung nach § 20 StGB abgeschöpft werden wird, oder besteht der Ver-
dacht, daß Vermögenswerte der Verfügungsmacht einer kriminellen Organisation oder 



- 13 - 

tion unterliegen oder aus einer mit Strafe bedrohten Handlung herrühren, und ist anzu-
nehmen, daß diese Vermögenswerte nach § 20b StGB für verfallen zu erklären sein 
werden, so hat der Untersuchungsrichter auf Antrag des Staatsanwaltes zur Sicherung 
einer solchen Anordnung eine einstweilige Verfügung zu erlassen, wenn zu befürchten 
ist, dass andernfalls die Einbringung gefährdet oder wesentlich erschwert würde. Für 
diese einstweilige Verfügung gelten, sofern im folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
die Bestimmungen der Exekutionsordnung über einstweilige Verfügungen sinngemäß. 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 
(5) Die einstweilige Verfügung ist aufzuheben, sobald die Voraussetzungen ihrer Er-
lassung wegfallen, insbesondere auch wenn anzunehmen ist, daß die Abschöpfung der 
Bereicherung oder der Verfall aus einem der in den §§ 20a und 20c StGB erwähnten 
Gründe unterbleiben werde. 
(6) ... 

terroristischen Vereinigung (§§ 278a und 278b StGB) unterliegen oder aus einer mit 
Strafe bedrohten Handlung herrühren, und ist anzunehmen, daß diese Vermögenswerte 
nach § 20b StGB für verfallen zu erklären sein werden, so hat der Untersuchungsrichter 
auf Antrag des Staatsanwaltes zur Sicherung einer solchen Anordnung eine einstweilige 
Verfügung zu erlassen, wenn zu befürchten ist, dass andernfalls die Einbringung gefähr-
det oder wesentlich erschwert würde. Für diese einstweilige Verfügung gelten, sofern im 
folgenden nichts anderes bestimmt ist, die Bestimmungen der Exekutionsordnung über 
einstweilige Verfügungen sinngemäß. 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 
(5) Die einstweilige Verfügung ist aufzuheben, sobald die Voraussetzungen ihrer Erlas-
sung wegfallen, insbesondere auch wenn anzunehmen ist, daß die Abschöpfung der Be-
reicherung oder der Verfall aus einem der in den §§ 20a Abs. 2 und 20c StGB erwähnten 
Gründe unterbleiben werde. 
(6) ... 
(7) Für Vermögensnachteile, die durch die Anordnung einer einstweiligen Verfü-
gung, ihren Vollzug oder durch eine Entscheidung über ihre Aufhebung verursacht 
wurden, haftet der Bund ausschließlich nach den Bestimmungen des Amtshaftungs-
gesetzes. 

§ 145a. (1) Soweit Kreditinstitute das Bankgeheimnis nicht auch im Strafverfahren zu 
wahren haben (§ 38 Abs. 2 Z 1 des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993), sind sie 
und für sie tätige Personen verpflichtet, alle Urkunden und anderen Unterlagen über 
Art und Umfang der Geschäftsverbindung und damit im Zusammenhang stehende 
Geschäftsvorgänge und sonstige Geschäftsvorfälle herauszugeben, wenn auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, die Geschäftsverbindung einer Person mit dem 
Kreditinstitut stehe mit der Begehung einer strafbaren Handlung im Zusammenhang. 
Ein solcher Zusammenhang liegt auch vor, wenn die Geschäftsverbindung für die 
Transaktion eines Vermögensvorteils benutzt wird, der durch strafbare Handlungen 
erlangt oder für sie empfangen wurde (§ 20 StGB) oder der der Verfügungsmacht einer 
kriminellen Organisation unterliegt (§ 20b StGB). Unter denselben Voraussetzungen 
haben für das Kreditinstitut tätige Personen über solche Geschäftsvorfälle als Zeugen 
auszusagen. 
 
 
 
 

§ 145a. (1) Soweit Kredit- oder Finanzinstitute das Bankgeheimnis nicht auch im 
Strafverfahren zu wahren haben (§ 38 Abs. 2 Z 1 des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 
532/1993), und dies zur Aufklärung einer strafbaren Handlung erforderlich er-
scheint, sind sie und für sie tätige Personen verpflichtet,  
1. den Namen und sonstige ihnen bekannte Daten des Inhabers einer Geschäftsver-
bindung bekannt zu geben,  
2. Auskunft zu erteilen, ob eine verdächtige Person eine Geschäftsverbindung mit 
diesem Institut unterhält, aus einer solchen wirtschaftlich berechtigt ist oder für sie 
bevollmächtigt ist, und, soweit dies der Fall ist, alle zur genauen Bezeichnung dieser 
Geschäftsverbindung erforderlichen Angaben zu machen,  
3. alle Urkunden und anderen Unterlagen über Art und Umfang der Geschäftsverbindung 
und damit im Zusammenhang stehende Geschäftsvorgänge und sonstige Geschäftsvorfäl-
le eines bestimmten vergangenen oder zukünftigen Zeitraums herauszugeben, wenn 
auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, die Geschäftsverbindung einer Person 
mit dem Kredit- oder Finanzinstitut stehe mit der Begehung einer strafbaren Handlung im 
Zusammenhang. Ein solcher Zusammenhang liegt auch vor, wenn die Geschäftsverbin-
dung für die Transaktion eines Vermögensvorteils benutzt wird, der durch strafbare 
H dl l t d fü i f d (§ 20 StGB) d d d V fü
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(2) Anstelle der Originale von Urkunden und anderen Unterlagen können Ablichtun-
gen herausgegeben werden, sofern deren Übereinstimmung mit dem Original außer 
Zweifel steht. Werden Datenträger verwendet, so hat das Kreditinstitut dauerhafte und 
ohne weitere Hilfsmittel lesbare Wiedergaben auszufolgen oder herstellen zu lassen. § 
143 Abs. 3 gilt sinngemäß. 
 
(3) Das Bestehen der Verpflichtungen nach Abs. 1 hat der Untersuchungsrichter mit 
Beschluss festzustellen. Dieser Beschluss hat zu enthalten: 
1. die Bezeichnung des Verfahrens und der Tat, die der Untersuchung zu Grunde liegt, 
2. das Kreditinstitut, 
3. den Zeitraum, innerhalb dessen die betroffenen Transaktionen stattgefunden haben, 
4. die Tatsachen, aus denen sich der Zusammenhang zwischen der Geschäftsverbin-
dung und dem Gegenstand der Untersuchung ergibt, und 
5. die Bezeichnung der herauszugebenden Unterlagen und der zu erteilenden Informa-
tionen. 
(4) Ein Beschluss nach Abs. 3 ist dem Kreditinstitut, dem Beschuldigten und den aus 
der Geschäftsverbindung verfügungsberechtigten Personen, sobald diese dem Gericht 
bekannt geworden sind, zuzustellen. Die Zustellung an den Beschuldigten und die 
Verfügungsberechtigten kann aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck der 
Untersuchung gefährdet wäre. Hierüber ist das Kreditinstitut zu informieren, das alle 
mit der gerichtlichen Anordnung verbundenen Tatsachen und Vorgänge gegenüber 
Kunden und Dritten vorläufig geheim zu halten hat. 
(5) Will das Kreditinstitut bestimmte Unterlagen nicht herausgeben oder bestimmte 
Informationen nicht erteilen, so ist im Sinne der §§ 143 Abs. 2 und 145 Abs. 2 vorzu-
gehen. 

Handlungen erlangt oder für sie empfangen wurde (§ 20 StGB) oder der der Verfü-
gungsmacht einer kriminellen Organisation oder terroristischen Vereinigung unterliegt 
(§ 20b StGB).  
(1a) Unter den in Abs. 1 genannten Voraussetzungen haben für das Kredit- oder Fi-
nanzinstitut tätige Personen als Zeugen über Tatsachen auszusagen, die ihnen auf Grund 
der Geschäftsverbindung anvertraut oder zugänglich gemacht worden sind. 
(2) Anstelle der Originale von Urkunden und anderen Unterlagen können Ablichtungen 
herausgegeben werden, sofern deren Übereinstimmung mit dem Original außer Zweifel 
steht. Werden Datenträger verwendet, so hat das Kredit- oder Finanzinstitut dauer-
hafte und ohne weitere Hilfsmittel lesbare Wiedergaben auszufolgen oder herstellen 
zu lassen; wird zur Führung der Geschäftsverbindung automationsunterstützte 
Datenverarbeitung verwendet, so ist ein elektronischer Datenträger in einem allge-
mein gebräuchlichen Dateiformat zu übermitteln. 
(3) Das Bestehen der Verpflichtungen nach Abs. 1 hat der Untersuchungsrichter mit Be-
schluss festzustellen. Dieser Beschluss hat das Verfahren und die Tat, die der Untersu-
chung zu Grunde liegt, sowie das Kredit- oder Finanzinstitut und im Fall des Abs. 1 Z 
3 überdies zu bezeichnen:  
1. den betroffenen Zeitraum,  
2. die Tatsachen, aus denen sich der Zusammenhang zwischen der Geschäftsverbindung 
und dem Gegenstand der Untersuchung ergibt, und 
3. die herauszugebenden Urkunden und anderen Unterlagen sowie die zu erteilenden 
Informationen. 
(4) Ein Beschluss nach Abs. 3 ist dem Kredit- oder Finanzinstitut, dem Beschuldigten 
und den aus der Geschäftsverbindung verfügungsberechtigten Personen, sobald diese 
dem Gericht bekannt geworden sind, zuzustellen. Die Zustellung an den Beschuldigten 
und die Verfügungsberechtigten kann aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck 
der Untersuchung gefährdet wäre. Hierüber ist das Kredit- oder Finanzinstitut zu in-
formieren, das alle mit der gerichtlichen Anordnung verbundenen Tatsachen und Vor-
gänge gegenüber Kunden und Dritten vorläufig geheim zu halten hat. 
(5) Will das Kredit- oder Finanzinstitut bestimmte Urkunden oder andere Unterla-
gen nicht herausgeben oder bestimmte Informationen nicht erteilen, so ist im Sinne der 
§§ 143 Abs. 2 und 145 Abs. 2 vorzugehen. 

XII. Hauptstück 
Von der Haus- und Personsdurchsuchung, der Beschlagnahme, der Überwachung eines 
Fernmeldeverkehrs, der optischen und akustischen Überwachung von Personen unter 

Verwendung technischer Mittel und dem automationsunterstützten Datenabgleich 

XII. Hauptstück 
Von der Haus- und Personsdurchsuchung, der Beschlagnahme, der Überwachung einer 
Telekommunikation, der optischen und akustischen Überwachung von Personen unter 

Verwendung technischer Mittel und dem automationsunterstützten Datenabgleich 
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V. Überwachung eines Fernmeldeverkehrs 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 149a. (1) Die Überwachung eines Fernmeldeverkehrs einschließlich der Aufnahme 
und schriftlichen Aufzeichnung seines Inhalts ist zulässig, 
1. wenn zu erwarten ist, daß dadurch die Aufklärung einer vorsätzlich begangenen, mit 
mehr als sechsmonatiger Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung gefördert wer-
den kann und der Inhaber der Anlage der Überwachung ausdrücklich zustimmt; oder  
2. wenn dies zur Aufklärung einer vorsätzlich begangenen, mit mehr als einjähriger 
Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung erforderlich erscheint und  
a) der Inhaber der Fernmeldeanlage selbst dringend verdächtig ist, die Tat begangen zu 
haben, oder  
b) Gründe für die Annahme vorliegen, daß eine der Tat dringend verdächtige Person 
die Anlage benützen oder eine Verbindung mit ihr herstellen werde, es sei denn, daß 
der Inhaber der Anlage gemäß § 152 Abs. 1 Z 4 oder 5 von der Verbindlichkeit zur 
Ablegung eines Zeugnisses gesetzlich befreit ist (§ 152 Abs. 3).  
 
 
 
 
 
(2) Die Überwachung des Fernmeldeverkehrs von Anlagen eines Medienunternehmens 

V. Überwachung einer Telekommunikation 
§ 149a. (1) Im Sinn dieses Bundesgesetzes ist  
1. „Überwachung einer Telekommunikation“ (§ 3 Z 13 TKG) 
a) die Feststellung der Funkzelle, in deren räumlichem Bereich sich ein zu einem 
bestimmten Teilnehmeranschluss gehörendes Endgerät befindet oder befunden hat, 
b) die Feststellung, welche Teilnehmeranschlüsse Ursprung oder Ziel einer Tele-
kommunikation sind oder waren, und 
c) das Mithören, Abhören, Aufzeichnen, Abfangen oder sonstige Überwachen des 
Inhalts von Nachrichten, die durch Telekommunikation übermittelt oder empfan-
gen werden, 
2.  „Ergebnis der Überwachung einer Telekommunikation“ jedes durch sie gewon-
nene Stamm-, Vermittlungs- oder Inhaltsdatum, 
3.  „Teilnehmeranschluss“ jede technische Einrichtung, die Ursprung oder Ziel der 
Telekommunikation ist. 
 
(2) Die Überwachung einer Telekommunikation ist zulässig,  
1. wenn zu erwarten ist, dass dadurch die Aufklärung einer vorsätzlich begangenen, mit 
mehr als sechsmonatiger Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung gefördert werden 
kann und der Inhaber des Teilnehmeranschlusses der Überwachung ausdrücklich zu-
stimmt,  
2. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 lit. a und b auch, wenn zu erwarten ist, dass dadurch 
die Aufklärung einer vorsätzlich begangenen, mit mehr als einjähriger Freiheits-
strafe bedrohten strafbaren Handlung gefördert werden kann, 
3. in den Fällen des Abs. 1 Z 1 lit. c auch, wenn die Überwachung zur Aufklärung 
eines Verbrechens (§ 17 Abs. 1 StGB) oder des Vergehens der kriminellen Vereini-
gung (§ 278 StGB) oder zur Aufklärung oder Verhinderung einer im Rahmen einer 
kriminellen oder terroristischen Vereinigung oder einer kriminellen Organisation 
(§§ 278 bis 278b) begangenen oder geplanten strafbaren Handlung erforderlich 
erscheint und 
a) der Inhaber des Teilnehmeranschlusses selbst dringend verdächtig ist, die Tat 
begangen zu haben, oder  
b) Gründe für die Annahme vorliegen, dass eine der Tat dringend verdächtige Per-
son den Teilnehmeranschluss benützen oder eine Verbindung mit ihm herstellen 
werde. 
(3) Eine Überwachung nach Abs. 2 Z 2 oder 3 eines Teilnehmeranschlusses, 
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(§ 1 Z 6 Mediengesetz) ist im Falle des Abs. 1 Z 2 lit. b nur zulässig, wenn zu erwarten 
ist, daß dadurch die Aufklärung einer strafbaren Handlung gefördert werden kann, die 
mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit einer zeitlichen Freiheitsstrafe bedroht ist, 
deren Untergrenze nicht weniger als fünf Jahre und deren Obergrenze mehr als zehn 
Jahre beträgt.  

1. dessen Inhaber ein Medienunternehmen (§ 1 Z 6 des Mediengesetzes) ist, ist nur dann 
zulässig, wenn zu erwarten ist, dass dadurch die Aufklärung einer strafbaren Handlung 
gefördert werden kann, die mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit einer zeitlichen Frei-
heitsstrafe bedroht ist, deren Untergrenze nicht weniger als fünf Jahre und deren Ober-
grenze mehr als zehn Jahre beträgt, 
2. dessen Inhaber eine Person ist, die gemäß § 152 Abs. 1 Z 4 oder 5 von der Ver-
bindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses befreit ist (§ 152 Abs. 3), ist nur dann 
zulässig, wenn diese Person selbst der Tat verdächtig ist. 
(4) Eine Überwachung ist nur zulässig, soweit die Verhältnismäßigkeit zum Zweck 
der Maßnahme gewahrt wird. Dabei ist insbesondere darauf Bedacht zu nehmen, 
dass der angestrebte Erfolg in einem vertretbaren Verhältnis zu den voraussichtlich 
bewirkten Eingriffen in die Rechte unbeteiligter Dritter steht, und zu prüfen, ob 
nicht auch mit weniger eingreifenden Maßnahmen begründete Aussicht auf den 
angestrebten Erfolg besteht. 

§ 149b. (1) Die Überwachung des Fernmeldeverkehrs ist von der Ratskammer mit 
Beschluß anzuordnen. Bei Gefahr im Verzuge kann auch der Untersuchungsrichter 
diese Anordnung treffen, doch hat er unverzüglich die Genehmigung der Ratskammer 
einzuholen. Wird diese nicht erteilt, so hat der Untersuchungsrichter die Anordnung 
sofort zu widerrufen und die Aufnahmen und schriftlichen Aufzeichnungen vernichten 
zu lassen.  
 
 
(2) Der Beschluß, mit dem die Überwachung eines Fernmeldeverkehrs angeordnet 
wird, hat zu enthalten:  
1. den Namen des Beschuldigten, die Tat, deren er dringend verdächtig ist, und ihre 
gesetzliche Bezeichnung,  
2. den Namen des Inhabers der Fernmeldeanlage und deren Bezeichnung,  
3. den Zeitpunkt des Beginns und der Beendigung der Überwachung,  
4. die Tatsachen, aus denen sich die Erforderlichkeit der Überwachung ergibt. 
 
(3) Sobald die Voraussetzungen für die weitere Überwachung des Fernmeldeverkehrs 
wegfallen, hat der Untersuchungsrichter die sofortige Beendigung der Überwachung 
anzuordnen.  
 
 

§ 149b. Die Überwachung der Telekommunikation ist in den Fällen des § 149a Abs. 
2 Z 1 und 2, sofern nicht § 149a Abs. 3 zur Anwendung kommt, durch den Untersu-
chungsrichter, in den übrigen Fällen durch die Ratskammer mit Beschluss anzu-
ordnen. Bei Gefahr im Verzuge kann der Untersuchungsrichter an Stelle der Rats-
kammer die Überwachung vorläufig anordnen, doch hat er unverzüglich deren 
Genehmigung einzuholen. Wird diese nicht erteilt, so hat der Untersuchungsrichter 
die Anordnung sofort zu widerrufen und die Ergebnisse der Überwachung vernich-
ten zu lassen. 
(2) Der Beschluß, mit dem die Überwachung einer Telekommunikation angeordnet 
wird, hat zu enthalten:  
1. den Namen des Beschuldigten, die Tat, deren er verdächtig ist, und ihre gesetzliche 
Bezeichnung,  
2. den Namen des Inhabers des Teilnehmeranschlusses und dessen Bezeichnung,  
3. den Zeitpunkt des Beginns und der Beendigung der Überwachung,  
4. die Tatsachen, aus denen sich die Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit der Ü-
berwachung ergibt. 
5. die Tatsachen, aus denen sich der Tatverdacht ergibt.  
(3) Die Überwachung darf nur für einen solchen – künftigen, in den Fällen des § 
149a Abs. 1 Z 1 lit. a und b auch vergangenen - Zeitraum angeordnet werden, der 
zur Erreichung ihres Zwecks voraussichtlich erforderlich ist. Eine neuerliche An-
ordnung ist nur zulässig, soweit auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, 
dass die Überwachung nun Erfolg haben werde; eine vorläufige Anordnung durch 
den Untersuchungsrichter (§ 149b Abs. 1 zweiter Satz) ist in diesem Fall nicht zuläs-
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(4) Nach Beendigung der Überwachung sind die Beschlüsse nach Abs. 1 unverzüglich 
dem Inhaber der Anlage und dem Beschuldigten zuzustellen. Die Zustellung kann 
jedoch aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck der Untersuchung gefährdet 
wäre. Wenn die Überwachung später begonnen oder früher beendet wurde als zu den 
in Abs. 2 Z 3 genannten Zeitpunkten, ist dem Inhaber der Fernmeldeanlage und dem 
Beschuldigten auch der Zeitraum der tatsächlichen Überwachung mitzuteilen. 
 (5) Gegen einen Beschluß, mit dem die Überwachung eines Fernmeldeverkehrs ange-
ordnet wird, steht dem Staatsanwalt, dem Inhaber der Anlage und dem Beschuldigten 
die binnen vierzehn Tagen einzubringende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter 
Instanz zu (§ 114). Wird der Beschwerde Folge gegeben, so ist zugleich anzuordnen, 
daß alle durch die Überwachung gewonnenen Aufnahmen und schriftlichen Aufzeich-
nungen zu vernichten sind. 
(6) Gegen einen Beschluß, mit dem ein Antrag auf Überwachung eines Fernmeldever-
kehrs abgewiesen wird, steht dem Staatsanwalt die binnen vierzehn Tagen einzubrin-
gende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz zu (§ 114).  

sig. Sobald die Voraussetzungen für die weitere Überwachung einer Telekommuni-
kation wegfallen, hat der Untersuchungsrichter die sofortige Beendigung der Über-
wachung anzuordnen. 
(4) Nach Beendigung der Überwachung sind die Beschlüsse nach Abs. 1 unverzüglich 
dem Inhaber des Anschlusses und dem Beschuldigten zuzustellen. Die Zustellung kann 
jedoch aufgeschoben werden, solange durch sie der Zweck der Untersuchung gefährdet 
wäre. Wenn die Überwachung später begonnen oder früher beendet wurde als zu den in 
Abs. 2 Z 3 genannten Zeitpunkten, ist dem Inhaber des Teilnehmeranschlusses und dem 
Beschuldigten auch der Zeitraum der tatsächlichen Überwachung mitzuteilen.  
(5) Gegen einen Beschluß, mit dem die Überwachung einer Telekommunikation ange-
ordnet wird, steht dem Staatsanwalt, dem Inhaber des Anschlusses und dem Beschuldig-
ten die binnen vierzehn Tagen einzubringende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter 
Instanz zu (§ 114). Wird der Beschwerde Folge gegeben, so ist zugleich anzuordnen, daß 
alle durch die Überwachung gewonnenen Ergebnisse zu vernichten sind.  
(6) Gegen einen Beschluß, mit dem ein Antrag auf Überwachung einer Telekommuni-
kation abgewiesen wird, steht dem Staatsanwalt die binnen vierzehn Tagen einzubrin-
gende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz zu (§ 114). 

§ 149c. (1) Die Durchführung der Überwachung des Fernmeldeverkehrs samt Auf-
nahme seines Inhalts hat durch den Untersuchungsrichter oder die von ihm beauftragte 
Sicherheitsbehörde zu erfolgen. Der Untersuchungsrichter oder die Sicherheitsbehörde 
hat die Aufnahmen zu prüfen und diejenigen Teile in Schriftform zu übertragen, die 
für die Untersuchung von Bedeutung sind und als Beweismittel verwendet werden 
dürfen (Abs. 3).  
 
(2) Ergeben sich bei Prüfung der Aufnahme Hinweise auf eine strafbare Handlung 
einer anderen Person als derjenigen, die Anlaß zur Überwachung gegeben hat, so ist 
dieser Teil der Aufnahme gesondert schriftlich aufzuzeichnen, soweit die Verwendung 
als Beweismittel zulässig ist (Abs. 3).  
(3) Als Beweismittel dürfen die Überwachungsergebnisse, insbesondere die Aufnah-
men und deren schriftliche Aufzeichnungen, bei sonstiger Nichtigkeit nur verwendet 
werden, sofern die Überwachung nach § 149a zulässig war: 1. in einem Strafverfahren 
gegen den Beschuldigten, der Anlaß zur Überwachung gegeben hat, oder  
2. in einem Strafverfahren gegen eine andere Person zum Nachweis einer vorsätzlich 
begangenen, mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren Handlung.  
 

§ 149c. (1) Der Untersuchungsrichter oder die von ihm beauftragte Sicherheitsbe-
hörde hat die Überwachung der Telekommunikation durchzuführen, ihre Ergebnis-
se zu prüfen und diejenigen Teile in Bild- oder Schriftform zu übertragen, die für 
die Untersuchung von Bedeutung sind und als Beweismittel verwendet werden dür-
fen (Abs. 3). Soweit ein Betreiber (§ 87 Abs. 3 Z 1 TKG) zur Mitwirkung verpflich-
tet ist (§ 89 Abs. 2 TKG), sind ihm die Beschlüsse über die Anordnung und Beendi-
gung der Überwachung unverzüglich zuzustellen. 
(2) Ergeben sich bei Prüfung der Ergebnisse der Überwachung Hinweise auf eine straf-
bare Handlung einer anderen Person als derjenigen, die Anlaß zur Überwachung gegeben 
hat, so ist dieser Teil der Ergebnisse gesondert zu übertragen, soweit die Verwendung 
als Beweismittel zulässig ist (Abs. 3).  
(3) Als Beweismittel dürfen Überwachungsergebnisse bei sonstiger Nichtigkeit nur 
verwendet werden, so weit die Überwachung rechtmäßig angeordnet (§ 149b) und 
durch sie kein gesetzlich geschütztes Umgehungsverbot (§§ 149h Abs. 2, 151 Abs. 2, 
152 Abs. 3, § 31 Abs. 2 des Mediengesetzes) verletzt wurde. Ergeben sich aus einer 
solchen Überwachung Hinweise auf andere strafbare Handlungen als jene, die An-
lass der Überwachung waren, so dürfen sie bei sonstiger Nichtigkeit nur zum Nach-
weis einer vorsätzlich begangenen strafbaren Handlung verwendet werden, deret-
wegen die Überwachung rechtmäßig hätte angeordnet werden können. In anderen 

Ü
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(4) Dem Staatsanwalt und dem Beschuldigten ist zu ermöglichen, die gesamte Auf-
nahme anzuhören. Soweit berechtigte Interessen Dritter dies erfordern, hat das Gericht 
jedoch Teile der Aufnahme, die für das Verfahren nicht von Bedeutung sind, von der 
Kenntnisnahme durch den Beschuldigten auszunehmen. Dies gilt nicht, soweit wäh-
rend der Hauptverhandlung von der Aufnahme Gebrauch gemacht wird.  
 
(5) Die am Fernmeldeverkehr beteiligten Personen haben das Recht, die hergestellten 
schriftlichen Aufzeichnungen insoweit einzusehen, als die von ihnen geführten Ge-
spräche betroffen sind. Über dieses und das ihnen nach Abs. 7 zustehende Recht sind 
diese Personen, sofern ihre Identität bekannt oder ohne besonderen Verfahrensaufwand 
feststellbar ist, vom Untersuchungsrichter zu belehren.  
(6) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten sind weitere Teile der Auf-
nahme schriftlich aufzuzeichnen, wenn diese für die Untersuchung von Bedeutung 
sind und ihre Verwendung als Beweismittel zulässig ist (Abs. 3).  
 
(7) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten oder von Amts wegen sind 
Teile der schriftlichen Aufzeichnungen zu vernichten, wenn diese für ein Strafverfah-
ren nicht von Bedeutung sein können oder als Beweismittel nicht verwendet werden 
dürfen. Dieses Antragsrecht steht auch den am Fernmeldeverkehr beteiligten Personen 
zu, insoweit die von ihnen geführten Gespräche betroffen sind. 

gerichtlichen und in verwaltungsbehördlichen Verfahren dürfen Überwachungser-
gebnisse nur insoweit als Beweismittel verwendet werden, als ihre Verwendung in 
einem Strafverfahren zulässig war oder wäre. 
(4) Dem Staatsanwalt und dem Beschuldigten ist zu ermöglichen, die gesamten Ergeb-
nisse der Überwachung einzusehen und anzuhören. Soweit berechtigte Interessen 
Dritter dies erfordern, hat das Gericht jedoch jene Ergebnisse der Überwachung, die für 
das Verfahren nicht von Bedeutung sind, von der Kenntnisnahme durch den Beschuldig-
ten auszunehmen. Dies gilt nicht, soweit während der Hauptverhandlung von diesen 
Ergebnissen der Überwachung Gebrauch gemacht wird.  
(5) Die an der Telekommunikation beteiligten Personen haben das Recht, in Schrift- 
oder Bildform übertragene Ergebnisse der Überwachung insoweit einzusehen, als 
von ihnen übermittelte oder empfangene Nachrichten betroffen sind. Über dieses und 
das ihnen nach Abs. 7 zustehende Recht sind diese Personen, sofern ihre Identität bekannt 
oder ohne besonderen Verfahrensaufwand feststellbar ist, vom Untersuchungsrichter zu 
belehren. 
(6) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten sind weitere Ergebnisse der 
Überwachung in Bild- oder Schriftform zu übertragen, wenn diese für die Untersu-
chung von Bedeutung sind und ihre Verwendung als Beweismittel zulässig ist (Abs. 3).  
(7) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten oder von Amts wegen sind 
Ergebnisse der Überwachung insoweit zu vernichten, als sie für ein Strafverfahren 
nicht von Bedeutung sein können oder als Beweismittel nicht verwendet werden 
dürfen. Dieses Antragsrecht steht auch den an der Telekommunikation sonst betei-
ligten Personen zu, insoweit von ihnen übermittelte oder empfangene Nachrichten 
betroffen sind.  

§ 149d. (1) ... 
1.... 
2. ...  
3. wenn die Aufklärung eines mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten 
Verbrechens oder eines Verbrechens nach § 278a StGB oder die Aufklärung oder 
Verhinderung von im Rahmen einer kriminellen Organisation nach § 278a StGB be-
gangenen oder geplanten strafbaren Handlungen ansonsten aussichtslos oder wesent-
lich erschwert wäre und 
a) eine überwachte Person des mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten 
Verbrechens oder des Verbrechens nach § 278a StGB ringend verdächtig ist oder 
b) Gründe für die Annahme vorliegen, daß eine dringend verdächtige Person (lit. a) 
mit einer überwachten Person in Kontakt treten werde, es sei denn, daß die überwachte 
Person gemäß § 152 Abs. 1 Z 4 oder 5 oder gemäß § 31 Abs. 1 des Mediengesetzes 

§ 149d. (1) ... 
1. ... 
2. ... 
3. wenn die Aufklärung eines mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten Verbre-
chens oder des Verbrechens der kriminellen Organisation oder der terroristischen 
Vereinigung (§§ 278a und 278b StGB) oder die Aufklärung oder Verhinderung von 
im Rahmen einer solchen Organisation oder Vereinigung begangenen oder geplanten 
strafbaren Handlungen ansonsten aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre und 
a) eine überwachte Person des mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten 
Verbrechens oder eines Verbrechens nach § 278a oder § 278b StGB dringend verdäch-
tig ist oder 
b) Gründe für die Annahme vorliegen, daß eine dringend verdächtige Person (lit. a) mit 
einer überwachten Person in Kontakt treten werde, es sei denn, daß die überwachte Per-
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von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses gesetzlich befreit ist (§ 152 
Abs. 3, § 31 Abs. 2 des Mediengesetzes). 
 
(2)... 
(3) ... 

son gemäß § 152 Abs. 1 Z 4 oder 5 oder gemäß § 31 Abs. 1 des Mediengesetzes von der 
Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses gesetzlich befreit ist (§ 152 Abs. 3, § 31 
Abs. 2 des Mediengesetzes). 
(2)... 
(3) ... 

§ 149e. (1) ...  
(2) ... 
(3) Bei Gefahr im Verzug kann im Fall des § 149d Abs. 1 Z 2 und, sofern die Überwa-
chung außerhalb einer Wohnung und sonstiger zum Hauswesen gehöriger Räumlich-
keiten erfolgt, im Fall des § 149d Abs. 1 Z 3 auch der Untersuchungsrichter eine Ü-
berwachung anordnen, doch hat er unverzüglich die Genehmigung der Ratskammer 
einzuholen. Wird diese nicht erteilt, so hat der Untersuchungsrichter die Anordnung 
sofort zu widerrufen und die Aufnahmen sowie von diesen hergestellte Bilder und 
schriftliche Aufzeichnungen vernichten zu lassen.  
(4) ...   
(5) ... 

§ 149e. (1) ...  
(2) ...  
(3) Bei Gefahr im Verzug kann im Fall des § 149d Abs. 1 Z 2 und, sofern die Überwa-
chung außerhalb einer Wohnung und sonstiger zum Hauswesen gehöriger Räumlichkei-
ten erfolgt, im Fall des § 149d Abs. 1 Z 3 auch der Untersuchungsrichter eine Überwa-
chung anordnen, doch hat er unverzüglich die Genehmigung der Ratskammer einzuholen. 
Wird diese nicht erteilt, so hat der Untersuchungsrichter die Anordnung sofort zu wider-
rufen und sämtliche Ergebnisse der Überwachung vernichten zu lassen.  
(4) ...  
(5) ...  

§ 149f. (1) ... 
(2)  
(3) Gegen einen Beschluß nach Abs. 1 steht dem Staatsanwalt, dem Beschuldigten, der 
nach § 149d Abs. 1 Z 3 lit. b überwachten Person und dem Inhaber der Räumlichkeiten 
die binnen 14 Tagen einzubringende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz 
zu (§ 114). Wird einer Beschwerde Folge gegeben, so ist zugleich anzuordnen, daß alle 
betroffenen Aufnahmen sowie von diesen hergestellten Bilder und schriftlichen Auf-
zeichnungen zu vernichten sind. � 

§ 149f. (1) ...  
(2)  
(3) Gegen einen Beschluß nach Abs. 1 steht dem Staatsanwalt, dem Beschuldigten, der 
nach § 149d Abs. 1 Z 3 lit. b überwachten Person und dem Inhaber der Räumlichkeiten 
die binnen 14 Tagen einzubringende Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz zu 
(§ 114). Wird einer Beschwerde Folge gegeben, so ist zugleich anzuordnen, daß alle 
betroffenen Ergebnisse der Überwachung zu vernichten sind. 

§ 149g. (1) Die Überwachung einschließlich der Aufnahme und Aufzeichnung hat der 
Untersuchungsrichter oder die Sicherheitsbehörde durchzuführen. Der Untersuchungs-
richter oder die Sicherheitsbehörde hat die Aufnahmen zu prüfen und diejenigen Teile 
in Bild- oder Schriftform zu übertragen, die für die Untersuchung von Bedeutung sind 
und als Beweismittel verwendet werden dürfen (§§ 149h Abs. 2, 151 Abs. 2, 152 Abs. 
3, § 31 Abs. 2 des Mediengesetzes).  
(2) ...  
(3) Dem Staatsanwalt und dem Beschuldigten ist zu ermöglichen, die gesamte Auf-
nahme anzusehen und anzuhören. Soweit berechtigte Interessen Dritter dies erfordern, 
hat das Gericht jedoch Teile der Aufnahme, die für das Verfahren nicht von Bedeutung 
sind, von der Kenntnisnahme durch den Beschuldigten auszunehmen. Dies gilt nicht, 
soweit während der Hauptverhandlung von der Aufnahme Gebrauch gemacht wird. 

§ 149g. (1) Der Untersuchungsrichter oder die Sicherheitsbehörde hat die Überwa-
chung durchzuführen, ihre Ergebnisse zu prüfen und diejenigen Teile in Bild- oder 
Schriftform zu übertragen, die für die Untersuchung von Bedeutung sind und als 
Beweismittel verwendet werden dürfen (§§ 149h Abs. 2, 151 Abs. 2, 152 Abs. 3, § 31 
Abs. 2 des Mediengesetzes). 
 
(2) ...  
(3) Dem Staatsanwalt und dem Beschuldigten ist zu ermöglichen, die gesamten Ergeb-
nisse der Überwachung einzusehen und anzuhören. Soweit berechtigte Interessen 
Dritter dies erfordern, hat das Gericht jedoch Teile der Ergebnisse, die für das Verfahren 
nicht von Bedeutung sind, von der Kenntnisnahme durch den Beschuldigten auszuneh-
men Dies gilt nicht soweit während der Hauptverhandlung von den Ergebnissen
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(4) Die von der Überwachung betroffenen Personen haben das Recht, die hergestellten 
Bilder und schriftlichen Aufzeichnungen insoweit einzusehen, als Bilder, auf denen sie 
dargestellt sind, oder die von ihnen geführten Gespräche betroffen sind. Über dieses 
und das ihnen nach Abs. 6 zustehende Recht sind diese Personen, sofern ihre Identität 
bekannt oder ohne besonderen Verfahrensaufwand feststellbar ist, vom Untersu-
chungsrichter zu belehren.  
(5) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten sind weitere Bilder und 
schriftliche Aufzeichnungen der Aufnahme herzustellen, wenn diese für die Untersu-
chung von Bedeutung sind und ihre Verwendung als Beweismittel zulässig ist (§§ 
149h Abs. 2, 151 Abs. 2, 152 Abs. 3, § 31 Abs. 2 des Mediengesetzes).  
(6) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten oder von Amts wegen sind 
Bilder und Teile der schriftlichen Aufzeichnungen zu vernichten, wenn diese für ein 
Strafverfahren nicht von Bedeutung sein können oder als Beweismittel nicht verwen-
det werden dürfen. Dieses Antragsrecht steht auch den von der Überwachung betroffe-
nen Personen zu, insoweit Bilder, auf denen sie dargestellt sind, oder die von ihnen 
geführten Gespräche betroffen sind. 

men. Dies gilt nicht, soweit während der Hauptverhandlung von den Ergebnissen 
Gebrauch gemacht wird.  
(4) Die von der Überwachung betroffenen Personen haben das Recht, die in Bild- oder 
Schriftform übertragenen Ergebnisse insoweit einzusehen, als Bilder, auf denen sie 
dargestellt sind, oder die von ihnen geführten Gespräche betroffen sind. Über dieses und 
das ihnen nach Abs. 6 zustehende Recht sind diese Personen, sofern ihre Identität bekannt 
oder ohne besonderen Verfahrensaufwand feststellbar ist, vom Untersuchungsrichter zu 
belehren.  
(5) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten sind weitere Ergebnisse der 
Überwachung in Bild- oder Schriftform zu übertragen, wenn diese für die Untersu-
chung von Bedeutung sind und ihre Verwendung als Beweismittel zulässig ist (§§ 149h 
Abs. 2, 151 Abs. 2, 152 Abs. 3, § 31 Abs. 2 des Mediengesetzes).  
(6) Auf Antrag des Staatsanwalts oder des Beschuldigten oder von Amts wegen sind in 
Bild- oder Schriftform übertragene Ergebnisse der Überwachung zu vernichten, 
wenn diese für ein Strafverfahren nicht von Bedeutung sein können oder als Beweismittel 
nicht verwendet werden dürfen. Dieses Antragsrecht steht auch den von der Überwa-
chung betroffenen Personen zu, insoweit Bilder, auf denen sie dargestellt sind, oder die 
von ihnen geführten Gespräche betroffen sind. 

§ 149h. (1) Ergeben sich bei Prüfung der Aufnahme Hinweise auf eine andere strafba-
re Handlung als diejenige, die Anlaß zur Überwachung gegeben hat, so sind von die-
sem Teil der Aufnahme Bilder und schriftliche Aufzeichnungen gesondert herzustel-
len, soweit die Verwendung als Beweismittel zulässig ist (Abs. 2, §§ 151 Abs. 2, 152 
Abs. 3, § 31 Abs. 2 des Mediengesetzes). 
(2) Als Beweismittel dürfen Überwachungsergebnisse, insbesondere die Aufnahmen 
und von diesen hergestellte Bilder und schriftliche Aufzeichnungen, bei sonstiger 
Nichtigkeit nur verwendet werden, 1. wenn die Voraussetzungen für eine Überwa-
chung nach § 149d vorlagen,  
2. wenn die Überwachung rechtmäßig angeordnet wurde (§ 149e) und  
3. in den Fällen des § 149d Abs. 1 Z 2 und 3 nur zum Nachweis eines Verbrechens,  
4. im Fall des § 149d Abs. 2 Z 2 nur zum Nachweis einer vorsätzlich begangenen 
strafbaren Handlung, deretwegen die Überwachung angeordnet wurde oder hätte ange-
ordnet werden können.  
(3) ... 

§ 149h. (1) Ergeben sich bei Prüfung der Ergebnisse der Überwachung Hinweise auf 
eine andere strafbare Handlung als diejenige, die Anlaß zur Überwachung gegeben hat, 
so ist dieser Teil der Ergebnisse gesondert in Bild- oder Schriftform zu übertragen, 
soweit die Verwendung als Beweismittel zulässig ist (Abs. 2, §§ 151 Abs. 2, 152 Abs. 3, 
§ 31 Abs. 2 des Mediengesetzes).. 
(2) Als Beweismittel dürfen Ergebnisse der Überwachung bei sonstiger Nichtigkeit nur 
verwendet werden,  
1. wenn die Voraussetzungen für eine Überwachung nach § 149d vorlagen,  
2. wenn die Überwachung rechtmäßig angeordnet wurde (§ 149e) und  
3. in den Fällen des § 149d Abs. 1 Z 2 und 3 nur zum Nachweis eines Verbrechens, 
4. im Fall des § 149d Abs. 2 Z 2 nur zum Nachweis einer vorsätzlich begangenen strafba-
ren Handlung, deretwegen die Überwachung angeordnet wurde oder hätte angeordnet 
werden können.  
(3) ... 

§ 149i. (1) ... 
(2) Sofern die Aufklärung eines mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten 
Verbrechens oder eines Verbrechens nach § 278a StGB ansonsten aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre, ist es zulässig, in einen automationsunterstützten Datenab-

§ 149i. (1) ... 
(2) Sofern die Aufklärung eines mit mehr als zehn Jahren Freiheitsstrafe bedrohten 
Verbrechens oder eines Verbrechens nach § 278a oder § 278b StGB ansonsten 
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre, ist es zulässig, in einen 
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gleich auch Daten, die den Gerichten nach § 26 zu übermitteln sind, und Daten über 
Personen einzubeziehen, die von einem bestimmten Unternehmen bestimmte Waren 
oder Dienstleistungen bezogen haben oder die Mitglieder von Personenvereinigungen 
des Privatrechts oder von juristischen Personen des Privatrechts oder des öffentlichen 
Rechts sind. 
 
(3) ... 
(4) ... 

ten Datenabgleich auch Daten, die den Gerichten nach § 26 zu übermitteln sind, und 
Daten über Personen einzubeziehen, die von einem bestimmten Unternehmen bestimmte 
Waren oder Dienstleistungen bezogen haben oder die Mitglieder von Personenvereini-
gungen des Privatrechts oder von juristischen Personen des Privatrechts oder des öffentli-
chen Rechts sind. 
(3) ... 
(4) ... 

§ 149m. (1) Sämtliche Aufnahmen der Überwachung eines Fernmeldeverkehrs und - 
wenn das Gericht die Überwachung angeordnet hat - einer optischen oder akustischen 
Überwachung von Personen unter Verwendung technischer Mittel sowie sämtliche 
Daten, die in einen Datenabgleich einbezogen oder durch ihn gewonnen wurden, sind 
vom Gericht zu verwahren und nach rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens zu 
löschen.  
(2) Anträge auf Überwachung oder Datenabgleich (Abs. 1) und ihnen stattgebende 
Beschlüsse sowie Bilder und schriftliche Aufzeichnungen der im Abs. 1 erwähnten 
Aufnahmen und schriftliche Aufzeichnungen der Ergebnisse eines automationsunter-
stützten Datenabgleichs sind zunächst getrennt aufzubewahren und erst dann zum Akt 
zu nehmen, wenn die betreffende Anordnung dem Beschuldigten gegenüber rechts-
kräftig geworden ist, spätestens jedoch bei Erhebung der Anklage. Bis zur Zustellung 
des Anordnungsbeschlusses an den Beschuldigten können sie von der Einsicht durch 
diesen oder dessen Verteidiger und durch die in § 50 Abs. 1 genannten Personen aus-
genommen werden, wenn zu befürchten ist, daß andernfalls der Zweck der Untersu-
chung oder Persönlichkeitsrechte von der Überwachung betroffener oder in den Daten-
abgleich einbezogener Personen gefährdet wären; im übrigen gilt § 45 Abs. 2.  
(3) Solange Bilder und schriftliche Aufzeichnungen einer Überwachung nach § 149d 
Abs. 1 Z 3 nicht zum Akt genommen werden, sind sie samt den zugehörigen Anträgen, 
Beschlüssen und sonstigen Aktenstücken unter Verschluß aufzubewahren. Näheres hat 
der Bundesminister für Justiz durch Verordnung zu bestimmen. 

§ 149m. (1) Sämtliche Ergebnisse der Überwachung einer Telekommunikation und - 
wenn das Gericht die Überwachung angeordnet hat - einer optischen oder akustischen 
Überwachung von Personen unter Verwendung technischer Mittel sowie sämtliche Da-
ten, die in einen Datenabgleich einbezogen oder durch ihn gewonnen wurden, sind vom 
Gericht zu verwahren und nach rechtskräftigem Abschluß des Verfahrens zu löschen, 
soweit sie nicht in Bild- oder Schriftform übertragen wurden.  
(2) Anträge auf Überwachung oder Datenabgleich (Abs. 1) und ihnen stattgebende Be-
schlüsse sowie in Bild- oder Schriftform übertragene Ergebnisse einer Überwachung 
und schriftliche Aufzeichnungen der Ergebnisse eines automationsunterstützten Datenab-
gleichs sind zunächst getrennt aufzubewahren und erst dann zum Akt zu nehmen, wenn 
die betreffende Anordnung dem Beschuldigten gegenüber rechtskräftig geworden ist, 
spätestens jedoch bei Erhebung der Anklage. Bis zur Zustellung des Anordnungsbe-
schlusses an den Beschuldigten können sie von der Einsicht durch diesen oder dessen 
Verteidiger und durch die in § 50 Abs. 1 genannten Personen ausgenommen werden, 
wenn zu befürchten ist, daß andernfalls der Zweck der Untersuchung oder Persönlich-
keitsrechte von der Überwachung betroffener oder in den Datenabgleich einbezogener 
Personen gefährdet wären; im übrigen gilt § 45 Abs. 2.  
(3) Solange in Bild- oder Schriftform übertragene Ergebnisse einer Überwachung 
nach § 149d Abs. 1 Z 3 nicht zum Akt genommen werden, sind sie samt den zugehörigen 
Anträgen, Beschlüssen und sonstigen Aktenstücken unter Verschluß aufzubewahren. 
Näheres hat der Bundesminister für Justiz durch Verordnung zu bestimmen. 

§ 149n. (1) ... 
(2) ... 
(3) Die Bestellung des Rechtsschutzbeauftragten und seiner Stellvertreter erlischt bei 
Verzicht, im Fall des Todes, mit Ende der Bestellungsdauer oder wegen nachträglicher 
Unvereinbarkeit gemäß Abs. 2. In den Fällen des § 75 oder wenn sonst ein Grund 
besteht, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen, hat sich der Rechtsschutzbe-
auftragte von dem Zeitpunkt, in dem ihm der Grund bekanntgeworden ist, des Ein-
schreitens in der Sache zu enthalten. 

§ 149n. (1) ... 
(2) ... 
(3) Die Bestellung des Rechtsschutzbeauftragten und seiner Stellvertreter erlischt bei 
Verzicht, im Fall des Todes, mit Ende der Bestellungsdauer oder wegen nachträglicher 
Unvereinbarkeit gemäß Abs. 2, im Fall des Endes der Bestellungsdauer jedoch nicht 
vor der neuerlichen Bestellung eines Rechtsschutzbeauftragten.. In den Fällen des § 
75 oder wenn sonst ein Grund besteht, seine volle Unbefangenheit in Zweifel zu setzen, 
hat sich der Rechtsschutzbeauftragte von dem Zeitpunkt, in dem ihm der Grund bekannt-
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geworden ist, des Einschreitens in der Sache zu enthalten. 
§ 149o. (1) Dem Rechtsschutzbeauftragten obliegt die Prüfung und Kontrolle der An-
ordnung und Durchführung 
1. einer optischen oder akustischen Überwachung nach § 149d Abs. 1 Z 2, die gegen 
eine Person gerichtet ist, die nach § 152 Abs. 1 Z 4 oder 5 oder § 31 Abs. 1 des Me-
diengesetzes von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses befreit ist, 
2. einer optischen oder akustischen Überwachung nach § 149d Abs. 1 Z 3 und 
3. eines automationsunterstützten Datenabgleichs nach § 149i. 
 
 
 
(1a) ...  
(2) ...  
(3) ... 
(4) Nach Beendigung der Überwachung ist dem Rechtsschutzbeauftragten der Bericht 
nach § 149g Abs. 2 zu übermitteln und ihm Gelegenheit zu geben, die gesamte Auf-
nahme anzusehen und anzuhören sowie die hergestellten Bilder und schriftlichen Auf-
zeichnungen einzusehen, bevor diese zum Akt genommen werden (§ 149m Abs. 2). Er 
ist ferner berechtigt, die Vernichtung von Bildern und Teilen der schriftlichen Auf-
zeichnungen (§ 149g Abs. 6) zu beantragen und sich von der ordnungsgemäßen Ver-
nichtung von Aufnahmen und Aufzeichnungen zu überzeugen. Das gleiche gilt für die 
ordnungsgemäße Löschung von Daten, die in einen Datenabgleich einbezogen oder 
durch ihn gewonnen wurden. Beabsichtigt der Untersuchungsrichter, einem solchen 
Antrag des Rechtsschutzbeauftragten nicht nachzukommen, so hat er unverzüglich die 
Entscheidung der Ratskammer einzuholen.  
(5) ... 

§ 149o. (1) Dem Rechtsschutzbeauftragten obliegt die Prüfung und Kontrolle der Anord-
nung und Durchführung 
1. einer optischen oder akustischen Überwachung nach § 149d Abs. 1 Z 2, die gegen eine 
Person gerichtet ist, die nach § 152 Abs. 1 Z 4 oder 5 oder § 31 Abs. 1 des Mediengeset-
zes von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses befreit ist, 
2. einer optischen oder akustischen Überwachung nach § 149d Abs. 1 Z 3, 
3. eines automationsunterstützten Datenabgleichs nach § 149i und 
4. einer Überwachung der Telekommunikation nach § 149a Abs. 2 Z 2 oder 3 eines 
Teilnehmeranschlusses, dessen Inhaber ein Medienunternehmen (§ 1 Z 6 des Me-
diengesetzes) oder eine Person ist, die gemäß § 152 Abs. 1 Z 4 oder 5 von der Ver-
bindlichkeit zur Ablegung eines Zeugnisses befreit ist (§ 152 Abs. 3). 
(1a) ... 
(2) ...  
(3) ... 
(4) Nach Beendigung einer in Abs. 1 angeführten Überwachung ist dem Rechts-
schutzbeauftragten Gelegenheit zu geben, die gesamten Ergebnisse der Überwa-
chung einzusehen und anzuhören, bevor diese zum Akt genommen werden (§ 149m 
Abs. 2); ein Bericht nach § 149g Abs. 2 ist ihm zugleich zu übermitteln. Der Rechts-
schutzbeauftragte ist berechtigt zu beantragen, Ergebnisse der Überwachung sowie 
davon hergestellte Bilder und schriftliche Aufzeichnungen zu vernichten (§§ 149c 
Abs. 7, 149g Abs. 6) und sich von dieser Vernichtung zu überzeugen. Gleiches gilt 
für die Löschung von Daten, die in einen Datenabgleich einbezogen oder durch ihn 
gewonnen wurden. Beabsichtigt der Untersuchungsrichter, einem solchen Antrag 
des Rechtsschutzbeauftragten nicht nachzukommen, so hat er unverzüglich die 
Entscheidung der Ratskammer einzuholen. 
(5) ... 

§ 151. (1) ... 
(2) Der Schutz der geistlichen Amtsverschwiegenheit nach Abs. 1 Z 1 darf bei sonsti-
ger Nichtigkeit nicht umgangen werden, insbesondere nicht durch Überwachung eines 
Fernmeldeverkehrs oder durch Überwachung von Personen unter Verwendung techni-
scher Mittel oder durch Überwachung in Beichtstühlen oder Räumlichkeiten, die zur 
geistlichen Aussprache bestimmt sind.  

§ 151. (1) ... 
(2) Der Schutz der geistlichen Amtsverschwiegenheit nach Abs. 1 Z 1 darf bei sonstiger 
Nichtigkeit nicht umgangen werden, insbesondere nicht durch Überwachung einer Tele-
kommunikation oder durch Überwachung von Personen unter Verwendung technischer 
Mittel oder durch Überwachung in Beichtstühlen oder Räumlichkeiten, die zur geistli-
chen Aussprache bestimmt sind.  

§ 176. (1) ... 
(2) Vom Vollzug des Haftbefehls ist das Gericht, das ihn erlassen hat, sogleich zu 
verständigen; der Verdächtige ist dem zuständigen Gericht unverzüglich, längstens 

§ 176. (1) ... 
(2) Vom Vollzug des Haftbefehls ist das Gericht, das ihn erlassen hat, sogleich zu ver-
ständigen; der Verdächtige ist dem zuständigen Gericht unverzüglich, längstens aber 
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aber binnen 48 Stunden nach der Festnahme einzuliefern. Diese Frist kann um den 
unbedingt erforderlichen Zeitraum, längstens aber um 24 Stunden, überschritten 
werden, wenn der Verdächtigte außerhalb des Sprengels des zuständigen Ge-
richtshofes festgenommen wurde. 

binnen 48 Stunden nach der Festnahme einzuliefern. 

 § 179a. (1) Es ist zulässig, den Beschuldigten einem unzuständigen Gericht einzulie-
fern, wenn dies beim zuständigen auf Grund der Entfernung des Ortes seiner Fest-
nahme nicht rechtzeitig (§§ 176 Abs. 2, 177 Abs. 2) möglich ist, oder ihn einer öffent-
lichen Krankenanstalt zu überstellen, wenn dies erforderlich ist, weil der Beschul-
digte erkrankt oder verletzt ist oder aus einem anderen Grund in Lebensgefahr 
schwebt. In diesen Fällen ist es zulässig, dass der Untersuchungsrichter des zustän-
digen Gerichtes den Beschuldigten unter Verwendung technischer Einrichtungen 
zur Wort- und Bildübertragung vernimmt und ihm den Beschluss über die Untersu-
chungshaft auf gleiche Weise verkündet (§ 179 Abs. 1 bis 3).  
(2) Der Untersuchungsrichter kann die Ton- oder Bildaufnahme der Vernehmung 
veranlassen. Dies ist dem Beschuldigten vorher bekannt zu machen und im Proto-
koll zu vermerken, das im Übrigen nach den allgemeinen Bestimmungen, jedoch mit 
der Maßgabe aufzunehmen ist, dass eine Unterschrift des Beschuldigten entfallen 
kann. § 271 Abs. 6 ist sinngemäß anzuwenden. 
(3) Wird die Untersuchungshaft verhängt, so ist der Beschuldigte ehestmöglich dem 
zuständigen Gericht zu überstellen. 

§ 180. (1) ... 
(2) ... 
(3) Fluchtgefahr ist jedenfalls nicht anzunehmen, wenn der Beschuldigte einer strafba-
ren Handlung verdächtig ist, die nicht strenger als mit fünfjähriger Freiheitsstrafe be-
droht ist, er sich in geordneten Lebensverhältnissen befindet und einen festen Wohn-
sitz im Inland hat, es sei denn, daß er bereits Anstalten zur Flucht getroffen hat. Bei 
Beurteilung des Haftgrundes nach Abs. 2 Z 3 fällt es besonders ins Gewicht, wenn 
vom Beschuldigten eine Gefahr für Leib und Leben von Menschen oder die Gefahr der 
Begehung von Verbrechen in einer kriminellen Organisation ausgeht. Im übrigen ist 
bei der Beurteilung dieses Haftgrundes zu berücksichtigen, inwieweit eine Minderung 
der Gefahr dadurch eingetreten ist, daß sich die Verhältnisse, unter denen die dem 
Beschuldigten angelastete Tat begangen worden ist, geändert haben. 

§ 180. (1) ... 
(2) ... 
(3) Fluchtgefahr ist jedenfalls nicht anzunehmen, wenn der Beschuldigte einer strafbaren 
Handlung verdächtig ist, die nicht strenger als mit fünfjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist, 
er sich in geordneten Lebensverhältnissen befindet und einen festen Wohnsitz im Inland 
hat, es sei denn, daß er bereits Anstalten zur Flucht getroffen hat. Bei Beurteilung des 
Haftgrundes nach Abs. 2 Z 3 fällt es besonders ins Gewicht, wenn vom Beschuldigten 
eine Gefahr für Leib und Leben von Menschen oder die Gefahr der Begehung von 
Verbrechen in einer kriminellen Organisation oder terroristischen Vereinigung (§§ 
278a und 278b StGB)ausgeht. Im übrigen ist bei der Beurteilung dieses Haftgrundes zu 
berücksichtigen, inwieweit eine Minderung der Gefahr dadurch eingetreten ist, daß sich 
die Verhältnisse, unter denen die dem Beschuldigten angelastete Tat begangen worden 
ist, geändert haben. 

§ 245. (1) Hierauf wird der Angeklagte vom Vorsitzenden über den Inhalt der Anklage 
vernommen. Beantwortet der Angeklagte die Anklage mit der Erklärung, er sei nicht 
schuldig, so hat ihm der Vorsitzende zu eröffnen, daß er berechtigt sei, der Anklage 
eine zusammenhängende Erklärung des Sachverhaltes entgegenzustellen und nach 
Anführung jedes einzelnen Beweismittels seine Bemerkungen darüber vorzubringen. 

§ 245. (1) Hierauf wird der Angeklagte vom Vorsitzenden über den Inhalt der Anklage 
vernommen. Beantwortet der Angeklagte die Anklage mit der Erklärung, er sei nicht 
schuldig, so hat ihm der Vorsitzende zu eröffnen, daß er berechtigt sei, der Anklage eine 
zusammenhängende Erklärung des Sachverhaltes entgegenzustellen und nach Anführung 
jedes einzelnen Beweismittels seine Bemerkungen darüber vorzubringen. Weicht der 
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Weicht der Angeklagte von seinen früheren Aussagen ab, so ist er um die Gründe 
dieser Abweichung zu befragen. Der Vorsitzende kann in diesem Falle sowie dann, 
wenn der Angeklagte eine Antwort verweigert, das über die früheren Aussagen aufge-
nommene Protokoll ganz oder teilweise vorlesen lassen. 
 
(2) ... 
(3) ... 

Angeklagte von seinen früheren Aussagen ab, so ist er um die Gründe dieser Abweichung 
zu befragen. Der Vorsitzende kann in diesem Falle sowie dann, wenn der Angeklagte 
eine Antwort verweigert, das über die früheren Aussagen aufgenommene Protokoll ganz 
oder teilweise vorlesen sowie technische Aufnahmen über die Vernehmung des Be-
schuldigten (§ 179a Abs. 2) vorführen lassen. 
(2) ... 
(3) ... 

§ 252. (1) Gerichtliche und sonstige amtliche Protokolle über die Vernehmung von 
Mitbeschuldigten und Zeugen, andere amtliche Schriftstücke, in denen Aussagen von 
Zeugen oder Mitbeschuldigten festgehalten worden sind, Gutachten von Sachverstän-
digen sowie technische Aufnahmen über die Vernehmung von Zeugen (§ 162a) dürfen 
bei sonstiger Nichtigkeit nur in folgenden Fällen verlesen oder vorgeführt werden: 
1. wenn die Vernommenen in der Zwischenzeit gestorben sind; wenn ihr Aufenthalt 
unbekannt oder ihr persönliches Erscheinen wegen ihres Alters, wegen Krankheit oder 
Gebrechlichkeit oder wegen entfernten Aufenthaltes oder aus anderen erheblichen 
Gründen füglich nicht bewerkstelligt werden konnte; 
2. wenn die in der Hauptverhandlung Vernommenen in wesentlichen Punkten von 
ihren früher abgelegten Aussagen abweichen; 
2a. wenn Zeugen die Aussage berechtigt verweigern (§ 152) und die Parteien Gelegen-
heit hatten, sich an einer gerichtlichen Vernehmung zu beteiligen (§§ 162a, 247); 
3. wenn Zeugen, ohne dazu berechtigt zu sein, oder wenn Mitschuldige die Aussage 
verweigern; endlich 
4. wenn über die Vorlesung Ankläger und Angeklagter einverstanden 
sind. 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 

§ 252. (1) Gerichtliche und sonstige amtliche Protokolle über die Vernehmung von Mit-
beschuldigten und Zeugen, andere amtliche Schriftstücke, in denen Aussagen von Zeugen 
oder Mitbeschuldigten festgehalten worden sind, Gutachten von Sachverständigen sowie 
technische Aufnahmen über die Vernehmung von Mitbeschuldigten (§ 179a Abs. 2) 
oder Zeugen (§ 162a) dürfen bei sonstiger Nichtigkeit nur in folgenden Fällen verlesen 
oder vorgeführt werden: 
1. wenn die Vernommenen in der Zwischenzeit gestorben sind; wenn ihr Aufenthalt un-
bekannt oder ihr persönliches Erscheinen wegen ihres Alters, wegen Krankheit oder Ge-
brechlichkeit oder wegen entfernten Aufenthaltes oder aus anderen erheblichen Gründen 
füglich nicht bewerkstelligt werden konnte; 
2. wenn die in der Hauptverhandlung Vernommenen in wesentlichen Punkten von ihren 
früher abgelegten Aussagen abweichen; 
2a. wenn Zeugen die Aussage berechtigt verweigern (§ 152) und die Parteien Gelegenheit 
hatten, sich an einer gerichtlichen Vernehmung zu beteiligen (§§ 162a, 247); 
3. wenn Zeugen, ohne dazu berechtigt zu sein, oder wenn Mitschuldige die Aussage ver-
weigern; endlich 
4. wenn über die Vorlesung Ankläger und Angeklagter einverstanden 
sind. 
(2) ... 
(3) ... 
(4) ... 

§ 414a. Unter den im § 149a angeführten Voraussetzungen kann das Gericht die Ü-
berwachung eines Fernmeldeverkehrs, unter den im § 149d angeführten Voraussetzun-
gen die optische und akustische Überwachung von Personen unter Verwendung tech-
nischer Mittel anordnen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 
dadurch der Aufenthaltsort des flüchtigen oder abwesenden Beschuldigten ausge-
forscht werden kann. Die Anordnung einer optischen oder akustischen Überwachung 
nach § 149d Abs. 1 Z 3 ist jedoch - abgesehen von der Wahrung der Verhältnismäßig-
keit (§ 149d Abs. 3) - nur zulässig, wenn die Ausforschung des Aufenthaltsortes an-

§ 414a. Unter den im § 149a angeführten Voraussetzungen kann das Gericht die Überwa-
chung einer Telekommunikation, unter den im § 149d angeführten Voraussetzungen die 
optische und akustische Überwachung von Personen unter Verwendung technischer Mit-
tel anordnen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass dadurch der 
Aufenthaltsort des flüchtigen oder abwesenden Beschuldigten ausgeforscht werden kann. 
Die Anordnung einer optischen oder akustischen Überwachung nach § 149d Abs. 1 Z 3 
ist jedoch - abgesehen von der Wahrung der Verhältnismäßigkeit (§ 149d Abs. 3) - nur 
zulässig, wenn die Ausforschung des Aufenthaltsortes ansonsten aussichtslos oder we-
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sonsten aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. Die §§ 149b und 149c sowie die 
§§ 149e bis 149h und 149m bis 149p sind jeweils sinngemäß anzuwenden. 

sentlich erschwert wäre. Die §§ 149b und 149c sowie die §§ 149e bis 149h und 149m bis 
149p sind jeweils sinngemäß anzuwenden. 

§ 429. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) Liegt einer der im § 180 Abs. 2 oder 7 angeführten Haftgründe vor, kann der Be-
troffene nicht ohne Gefahr für sich oder andere auf freiem Fuß bleiben oder ist seine 
ärztliche Beobachtung erforderlich, so ist seine vorläufige Anhaltung in einer Anstalt 
für geistig abnorme Rechtsbrecher oder seine Einweisung in eine öffentliche Kranken-
anstalt für Geisteskrankheiten anzuordnen. Diese Krankenanstalten sind verpflichtet, 
den Betroffenen aufzunehmen und für die erforderliche Sicherung seiner Person zu 
sorgen. Die Pflegegebühren trägt der Bund. 
(5) ... 
(6) ... 

§ 429. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) Liegt einer der im § 180 Abs. 2 oder 7 angeführten Haftgründe vor, kann der Betrof-
fene nicht ohne Gefahr für sich oder andere auf freiem Fuß bleiben oder ist seine ärztliche 
Beobachtung erforderlich, so ist seine vorläufige Anhaltung in einer Anstalt für geistig 
abnorme Rechtsbrecher oder seine Einweisung in eine öffentliche Krankenanstalt für 
Geisteskrankheiten anzuordnen. Diese Krankenanstalten sind verpflichtet, den Betroffe-
nen aufzunehmen und für die erforderliche Sicherung seiner Person zu sorgen. § 71 Abs. 
2 des Strafvollzugsgesetzes gilt sinngemäß. 
(5) ... 
(6) ... 

Artikel III 

Änderungen des Strafvollzugsgesetzes 

§ 38. (1) ... § 38. (1) ... 
(2) Bei der Verpflegung ist auf eine reichlichere Kost für Strafgefangene, die schwere 
Arbeit verrichten, auf Abweichungen von der allgemeinen Kost, die der Anstaltsarzt 
für einzelne Strafgefangene wegen ihres Gesundheitszustandes verordnet, sowie auf 
die dem Glaubensbekenntnis der Strafgefangenen entsprechenden Speisegebote Rück-
sicht zu nehmen; ist eine Rücksichtnahme auf diese Speisegebote nach den Einrich-
tungen der Anstalt nicht möglich, so ist den Strafgefangenen zu gestatten, sich inso-
weit eine diesen Geboten entsprechende Verpflegung unter Bedachtnahme auf Art und 
Maß der Anstaltskost von dritter Seite zur Verfügung stellen zu lassen. 

(2) Bei der Verpflegung ist auf eine reichlichere Kost für Strafgefangene, die Arbeit ver-
richten, auf Abweichungen von der allgemeinen Kost, die der Anstaltsarzt für einzelne 
Strafgefangene wegen ihres Gesundheitszustandes verordnet, sowie auf die dem Glau-
bensbekenntnis der Strafgefangenen entsprechenden Speisegebote Rücksicht zu nehmen; 
ist eine Rücksichtnahme auf diese Speisegebote nach den Einrichtungen der Anstalt nicht 
möglich, so ist den Strafgefangenen zu gestatten, sich insoweit eine diesen Geboten ent-
sprechende Verpflegung unter Bedachtnahme auf Art und Maß der Anstaltskost von 
dritter Seite zur Verfügung stellen zu lassen. 

§ 71. (1) ... § 71. (1) ... 
(2) Kann der Strafgefangene auch in einer anderen Anstalt nicht sachgemäß 
behandelt werden oder wäre sein Leben durch die Überstellung dorthin ge-
fährdet, so ist er in eine geeignete öffentliche Krankenanstalt zu bringen und 
dort erforderlichenfalls auch bewachen zu lassen. Die öffentlichen Krankenan-
stalten sind verpflichtet, den Strafgefangenen aufzunehmen und seine Bewa-
chung zuzulassen. Die Pflegegebühr (§ 27 Abs. 1 des Krankenanstaltengeset-
zes, BGBl. Nr. 1/1957) trägt der Bund bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Straf-
vollzug nachträglich aufgeschoben oder beendet wird. 

(2) Kann der Strafgefangene auch in einer anderen Anstalt nicht sachgemäß behandelt 
werden oder wäre sein Leben durch die Überstellung dorthin gefährdet, so ist er in eine 
geeignete öffentliche Krankenanstalt zu bringen und dort erforderlichenfalls auch bewa-
chen zu lassen. Die öffentlichen Krankenanstalten sind verpflichtet, den Strafgefangenen 
aufzunehmen und seine Bewachung zuzulassen. Die für die Unterbringung in öffentli-
chen Krankenanstalten anfallenden Kosten trägt der Bund nach Maßgabe einer 
zwischen dem Bund und den Ländern diesbezüglich abgeschlossenen Vereinbarung 
gemäß Artikel 15a des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG) oder einer diesbezüglich 
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mit dem jeweiligen privaten Krankenanstaltenträger abgeschlossenen Vereinbarung 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Strafvollzug nachträglich aufgeschoben oder be-
endet wird. 

§ 90. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 

§ 90. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 

(4) Als öffentliche Stellen gelten (4) Als öffentliche Stellen gelten 
  1. der Bundespräsident, die Mitglieder der Bundesregierung, inländische allgemeine 
Vertretungskörper, Gerichte und andere Behörden, die Volksanwaltschaft sowie An-
gehörige einer dieser Stellen; 

  1. der Bundespräsident, die Mitglieder der Bundesregierung,inländische allgemeine 
Vertretungskörper, Gerichte und andere Behörden, die Volksanwaltschaft sowie Angehö-
rige einer dieser Stellen; 

   1a. das Europäische Parlament, der Rat der Europäischen Union sowie die Kom-
mission und der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften; 

  2. die Europäische Kommission und der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte sowie der nach dem Europäischen Übereinkommen zur Verhütung der Folter 
eingerichtete Ausschuß; 

  2. der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte sowie der nach dem Europäischen 
Übereinkommen zur Verhütung der Folter eingerichtete Ausschuß; 

 2a. die Internationalen Gerichte (§ 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 263/1996) und 
der Internationale Strafgerichtshof; 

  3. bei ausländischen Strafgefangenen auch die konsularische Vertretung ihres Hei-
matstaates. 
 

  3. bei ausländischen Strafgefangenen auch die konsularische Vertretung ihres Heimat-
staates. 

§ 126. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 

§ 126. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 

(4) Strafgefangenen, die im Strafvollzug in gelockerter Form angehalten werden, kann 
auch die Teilnahme an einem Ausgang in kleiner Gruppe und in Begleitung einer im 
Strafvollzug tätigen Person gestattet werden. Bei diesen Ausgängen dürfen die Strafge-
fangenen ihre eigene Kleidung tragen. 
 

(4) Strafgefangenen, die im Strafvollzug in gelockerter Form angehalten werden, kann 
auch die Teilnahme an einem Ausgang in kleiner Gruppe und in Begleitung einer im 
Strafvollzug tätigen Person gestattet werden. Bei diesen Ausgängen dürfen die Strafge-
fangenen ihre eigene Kleidung tragen. Strafgefangenen, denen Lockerungen nach Abs. 
2 Z 2 und 3 gewährt werden, kann auch gestattet werden, die Bewegung im Freien 
(§ 43) außerhalb der Anstalt vorzunehmen. 

§ 167a. (1) ... 
(2) ... 

§ 167a. (1) ... 
(2) ... 

(3) Die Pflegegebühren (§ 27 Abs. 1 des Krankenanstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957, 
in der jeweils geltenden Fassung) trägt der Bund. Soweit ein Bedarf danach besteht, 
daß hinsichtlich der zur Anhaltung von psychisch Kranken bestehenden Einrichtungen 
(§ 158 Abs. 4 Z 1) zur Unterbringung geistig abnormer Rechtsbrecher zusätzliche 

(3) § 71 Abs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß. Soweit ein Bedarf danach besteht, daß hin-
sichtlich der zur Anhaltung von psychisch Kranken bestehenden Einrichtungen (§ 158 
Abs. 4 Z 1) zur Unterbringung geistig abnormer Rechtsbrecher zusätzliche Aufwendun-
gen vorgenommen werden, kann der Bund mit dem Rechtsträger der Krankenanstalt eine 
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Aufwendungen vorgenommen werden, kann der Bund mit dem Rechtsträger der Kran-
kenanstalt eine Vereinbarung über die Vergütung solcher Aufwendungen abschließen. 

Vereinbarung über die Vergütung solcher Aufwendungen abschließen. 

§ 179a. (1) ... 
(2) ... 

§ 179a. (1) ... 
(2) ... 

 (3) Der Bundesminister für Justiz kann mit gemeinnützigen therapeutischen Ein-
richtungen oder Vereinigungen über die Höhe der nach Abs. 2 vom Bund zu über-
nehmenden Kosten Verträge nach bürgerlichem Recht abschließen. Die Vereinba-
rung von verbindlichen Pauschalbeträgen ist zulässig. Der Bundesminister für Jus-
tiz kann die Grundsätze der Pauschalierung mit Verordnung festlegen. Dabei ist 
insbesondere das Betreuungsangebot der gemeinnützigen therapeutischen Einrich-
tung oder Vereinigung zu berücksichtigen. 

Artikel IV 

Änderungen des Suchtmittelgesetzes 

§ 27. (1) ... 
(2) Der Täter ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wenn er 
1. durch die im Abs. 1 bezeichnete Tat einem Minderjährigen den Gebrauch eines 
Suchtgiftes ermöglicht und selbst volljährig und mehr als zwei Jahre älter als der Min-
derjährige ist oder 
2. die im Abs. 1 bezeichnete Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande begeht; 
wer jedoch selbst an ein Suchtmittel gewöhnt ist und die Tat vorwiegend deshalb be-
geht, um sich für den eigenen Gebrauch ein Suchtmittel oder die Mittel zu dessen 
Erwerb zu verschaffen, ist, sofern nach den Umständen von einer Gewöhnung ausge-
gangen werden kann, nur nach Abs. 1 zu bestrafen. 
 

§ 27. (1) ... 
(2) Der Täter ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wenn er 
1. durch die im Abs. 1 bezeichnete Tat einem Minderjährigen den Gebrauch eines Sucht-
giftes ermöglicht und selbst volljährig und mehr als zwei Jahre älter als der Minderjährige 
ist oder 
2. die im Abs. 1 bezeichnete Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen Ver-
einigung begeht; wer jedoch selbst an ein Suchtmittel gewöhnt ist und die Tat vorwie-
gend deshalb begeht, um sich für den eigenen Gebrauch ein Suchtmittel oder die Mittel 
zu dessen Erwerb zu verschaffen, ist, sofern nach den Umständen von einer Gewöhnung 
ausgegangen werden kann, nur nach Abs. 1 zu bestrafen. 
 

§ 28. (1) ... 
(2) ... 

§ 28. (1) ... 
(2) ... 

(3) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer die im Abs. 2 
bezeichnete Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande begeht. Wer jedoch 
selbst an ein Suchtmittel gewöhnt ist und die Tat vorwiegend deshalb begeht, um sich 
für den eigenen Gebrauch ein Suchtmittel oder die Mittel zu dessen Erwerb zuver-
schaffen, ist, sofern nach den Umständen von einer Gewöhnung ausgegangen werden 
kann, nur nach Abs. 2 zu bestrafen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer die im Abs. 2 
bezeichnete Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 
Wer jedoch selbst an ein Suchtmittel gewöhnt ist und die Tat vorwiegend deshalb begeht, 
um sich für den eigenen Gebrauch ein Suchtmittel oder die Mittel zu dessen Erwerb zu 
verschaffen, ist, sofern nach den Umständen von einer Gewöhnung ausgegangen werden 
kann, nur nach Abs. 2 zu bestrafen. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren ist zu bestrafen, wer die im 
Abs. 2 bezeichnete Tat 
1. als Mitglied einer Bande begeht und schon einmal wegen einer im Abs. 2 bezeichne-

(4) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren ist zu bestrafen, wer die im Abs. 
2 bezeichnete Tat 
1. als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht und schon einmal wegen einer im 
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ten strafbaren Handlung verurteilt worden ist, 
2. als Mitglied einer Verbindung einer größeren Zahl von Menschen zur Begehung 
solcher strafbarer Handlungen begeht oder 
3. mit Beziehung auf ein Suchtgift begeht, dessen Menge zumindest das Fünfund-
zwanzigfache der Grenzmenge (Abs. 6) ausmacht.

Abs. 2 bezeichneten strafbaren Handlung verurteilt worden ist, 
2. als Mitglied einer Verbindung einer größeren Zahl von Menschen zur Begehung sol-
cher strafbarer Handlungen begeht oder 
3. mit Beziehung auf ein Suchtgift begeht, dessen Menge zumindest das Fünfundzwan-
zigfache der Grenzmenge (Abs. 6) ausmacht. 

Artikel V 

Änderungen des Gerichtsorganisationsgesetzes 

§ 26. ... § 26. ... 
(7) Die Vormundschafts- und Pflegschaftssachen von Minderjährigen, die Jugend-
strafsachen und die Jugendschutzsachen sind derart denselben Gerichtsabteilungen 
zuzuweisen, dass alle dieselben Minderjährigen betreffenden Angelegenheiten zu einer 
Gerichtsabteilung gehören. Diesen Abteilungen sind auch die Strafsachen junger Er-
wachsener (§ 46a Abs. 1 JGG) zuzuweisen. 

(7) Die Jugendstrafsachen, die Jugendschutzsachen und  - es sei denn, dass dies aus 
schwerwiegenden Gründen der Geschäftsverteilung nicht möglich ist – die Pfleg-
schaftssachen von Minderjährigen sind derart denselben Gerichtsabteilungen zuzuweisen, 
dass alle dieselben Minderjährigen betreffenden Angelegenheiten zu einer Gerichtsabtei-
lung gehören. Diesen Abteilungen sind auch die Strafsachen junger Erwachsener (§ 46a 
Abs. 1 JGG) zuzuweisen. 

Artikel VI 

Änderungen des Waffengesetzes 1996 

§ 47. ... § 47. ... 
 (5) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, durch Verordnung Ausnahmebe-

stimmungen für die Einfuhr, den Besitz und das Führen von Schusswaffen durch 
Organe ausländischer Sicherheitsbehörden in Fällen festzusetzen, in denen glaub-
haft gemacht wird, dass sie diese im Zusammenhang mit der Ausübung ihres Amtes 
oder Dienstes benötigen. 

§ 50. (1) ... § 50. (1) ... 
 (1a) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer vorsätzlich eine oder 

mehrere der in Abs. 1 mit Strafe bedrohten Handlungen in Bezug auf eine größere 
Zahl von Schusswaffen oder Kriegsmaterial begeht. Ebenso ist zu bestrafen, wer die 
nach Abs. 1 Z 5 mit Strafe bedrohte Handlung in der Absicht begeht, sich durch die 
wiederkehrende Begehung der Tat eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen. 

(3) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor eine zur Strafverfolgung 
berufene Behörde (§ 151 Abs. 3 des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974) von sei-
nem Verschulden erfahren hat, die Waffen oder sonstigen Gegenstände der Behörde (§ 
48) abliefert. 

(3) Nach Abs. 1 und Abs. 1a ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor eine zur Straf-
verfolgung berufene Behörde (§ 151 Abs. 3 des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974) 
von seinem Verschulden erfahren hat, die Waffen oder sonstigen Gegenstände der Be-
hörde (§ 48) abliefert. 

§ 51. (1) Sofern das Verhalten nicht nach § 50 Abs. 1 zu bestrafen ist, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 3 600 Euro oder mit Frei-

§ 51. (1) Sofern das Verhalten nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der 
Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung 
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heitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen, wer entgegen diesem Bundesgesetz oder 
einer auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnung  
  1. Schußwaffen führt; 
  2. verbotene Waffen (§ 17), die er besitzen darf, führt; 
  3. Waffen oder Munition besitzt, obwohl ihm dies gemäß § 13 Abs. 4 
     verboten ist; 
  4. Waffen (ausgenommen Kriegsmaterial) einführt oder anderen 
     Menschen überläßt; 
  5. Munition anderen Menschen überläßt; 
  6. gegen Auflagen verstößt, die gemäß §§ 17 Abs. 2 oder 18 Abs. 3 
     erteilt worden sind; 
  7. eine gemäß § 30 erforderliche Meldung unterläßt; 
  8. eine gemäß § 41 Abs. 1 erforderliche Meldung unterläßt oder 
     einem mit Bescheid erlassenen Verwahrungsverbot (§ 41 Abs. 3) 
     zuwiderhandelt. 
Der Versuch ist strafbar. 

und ist mit einer Geldstrafe bis zu 3 600 Euro oder mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wo-
chen zu bestrafen, wer entgegen diesem Bundesgesetz oder einer auf Grund dieses Bun-
desgesetzes erlassenen Verordnung  
  1. Schußwaffen führt; 
  2. verbotene Waffen (§ 17), die er besitzen darf, führt; 
  3. Waffen oder Munition besitzt, obwohl ihm dies gemäß § 13 Abs. 4 
     verboten ist; 
  4. Waffen (ausgenommen Kriegsmaterial) einführt oder anderen 
     Menschen überläßt; 
  5. Munition anderen Menschen überläßt; 
  6. gegen Auflagen verstößt, die gemäß §§ 17 Abs. 2 oder 18 Abs. 3 
     erteilt worden sind; 
  7. eine gemäß § 30 erforderliche Meldung unterläßt; 
  8. eine gemäß § 41 Abs. 1 erforderliche Meldung unterläßt oder 
     einem mit Bescheid erlassenen Verwahrungsverbot (§ 41 Abs. 3) 
     zuwiderhandelt. 
Der Versuch ist strafbar. 

Artikel VII 

Änderungen des Fremdengesetzes 1997 
§ 104. (1) ... 
(2) ... 

§ 104. (1) ... 
(2) ... 

(3) Wer Schlepperei gewerbsmäßig (§ 70 StGB) oder als Mitglied einer Bande begeht, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer Schlepperei gewerbsmäßig (§ 70 StGB) oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 

 


